
BVerwG 7 A 9.19 

Abschrift 

Bundesverwaltungsgericht 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

Verkündet 
am 15. Oktober 2020 

Ende 
als Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 

In der Verwaltungsstreitsache 

1. der Bundesvereinigung gegen Schienenlärm e.V. 10405 Berlin, 
vertreten durch den Vorsitzenden 

2. der 
,

3. des 
,

4. des 
,

5. der ,
6.

7. des 



8. des 
,

- Prozessbevollmächtigter: 

Kläger, 

Rechtsanwalt Dr. Armin Frühauf, 
Margaretenstraße 12, 26121 Oldenburg -

g e g e n

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, 
dieses vertreten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes, 
Außenstelle Hannover, 
Herschelstraße 3, 30159 Hannover, 

Beigeladene: 

DB Netz AG, 
vertreten durch den Vorstand, 
Lindemannallee 3, 30173 Hannover, 

- Prozessbevollmächtigte: 
cmk Rechtsanwälte, 
Trostbrücke 1, 20457 Hamburg -

Beklagte, 

hat der 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
auf die mündliche Verhandlung vom 30. September 2020 
durch 
den Vizepräsidenten des Bundesverwaltungsgerichts Prof. Dr. Korbmacher, 
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Schemmer, 
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Rublack und 
die Richter am Bundesvenvaltungsgericht Dr. Günther und Dr. Löffelbein 

am 15. Oktober 2020 für Recht erkannt: 

Das Verfahren wird hinsichtlich des Klägers zu 3 einge­
stellt. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
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Von den Kosten des Verfahrens einschließlich der außer­
gerichtlichen Kosten der Beigeladenen tragen der Kläger 
zu 1 zwei Fünftel, die Kläger zu 2 bis 4 und zu 7 und 8 je­
weils ein Zehntel und die Kläger zu 5 und 6 als Gesamt­
schuldner ein Zehntel. 

G r ü n d e: 

I 

1 Die Kläger wenden sich gegen den Planfeststellungsbeschlus� des Eisenbahn­

Bundesamtes vom 5. Juli 2019 für das Vorhaben Ausbau der Eisenbahnstrecke 

1522 Oldenburg - Wilhelmshaven im Planfeststellungsabschnitt 1. 

2 Der Kläger zu 1 ist eine anerkannte Umweltvereinigung. Die weiteren Kläger 

sind Streckenanlieger. Die Kläger zu 3 bis 8 sind vorübergehend oder dauerhaft 

hinsichtlich von Teilflächen ihrer Wohngrundstücke eigentumsbetroffen. Die 

Beigeladene plant die Ertüchtigung der Bahnstrecke 1522 insbesondere durch 

(Wieder-)Herstellung der durchgängigen Zweigleisigkeit, Anhebung der Stre­

ckenhöchstgesch�ndigkeit von 100 km/h auf 120 km/h, Erhöhung der Rad­

satzlast auf 23,5 t sowie Elektrifizierung der Strecke. Dieses Vorhaben soll eine 

leistungsfähige Hinterlandanbindung für den tideunabhängigen Tiefwasserha­

fen "Jade-Weser-Port" schaffen. 

3 Der Planfeststellungsabschnitt 1 von Bahn-km 0,841 bis Bahn-km 9,772 durch­

quert vom Hauptbahnhof Oldenburg kommend zunächst das Stadtgebiet und 

endet nach der Gemeindegrenze kurz vor der Überführung der Autobahn A 29. 

Das Vorhaben hat in diesem Abschnitt im Wesentlichen die Elektrifizierung der 

Strecke, die Errichtung von Lärmschutzwänden und den Ersatz des höhenglei­

chen Bahnübergangs Alexanderstraße durch eine Eisenbahnüberführung zum 

Gegenstand. 

4 Der Antrag der Beigeladenen auf Planfeststellung ging am 3. Juni 2013 beim Ei­

senbahnbundesamt ein. Die Planunterlagen lagen in der Stadt Oldenburg und 

den Gemeinden Wiefelstede und Rastede vom 21. Februar bis 20. März 2014 

und erneut vom 2. März bis 3. April 2017 aus. Der Planfeststellungsbeschluss 
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wurde durch Auslegung vom 17. bis 30. September 2019 öffentlich bekannt ge­

macht. 

5 Die Kläger rügen mit ihrer am 30. Oktober 2019 erhobenen Klage Verfahrens­

fehler und materielle Fehler des Planfeststellungsbeschlusses. Die Antragsstel­

lung durch die Beigeladene sei vollkommen lückenhaft gewesen und widerspre­

che Treu und Glauben; sie sei überhastet erfolgt, um von Übergangsvorschriften 

zu profitieren. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sei nicht ordnungsgemäß durchge­

führt worden. Die Beklagte begründe ihre Entscheidung mit einer Reihe von 

Dokumenten, die nicht Gegenstand der öffentlichen Auslegung und Erörterung 

gewesen seien. Dies betreffe die Verkehrsprognose 2025, die behördlichen Ge­

nehmigungen zum Bau und zur wesentlichen Änderung der bestehenden Stre­

cke, eine Darstellung und Begründung der plangegebenen Vorbelastung sowie 

eine Darstellung und Erörterung möglicher Alternativen. Die Verkehrsprognose 

2030 mache den Planfeststellungsantrag unschlüssig. Sollten tatsächlich nur die 

prognostizierten 39 Güterzüge pro Tag fahren, fehle die Planrechtfertigung. Die 

Korrektur der Verkehrsprognose beruhe auf einem unzutreffend ermittelten 

Sachverhalt, sei methodisch fragwürdig und enthalte zahlreiche Rechenfehler. 

Zu Unrecht gehe die Beklagte von einer gesetzlichen Pflicht zum Ausbau der 

vorhandenen Eisenbahnstrecke aus. Der Planfeststellungsbeschluss werde zu­

dem dem Gebot der Problembewältigung nicht gerecht. Die angefochtene Ent­

scheidung weise auch gravierende Fehler in der Befundung und Bewertung der 

Umweltbelange und der Bewältigung möglicher Havarien insbesondere bei Ge­

fahrguttransporten auf. Die von der Beklagten vorgenommene rudimentäre Ab­

wägung von Alternativen sei nicht ernstlich erfolgt. Die Versagung einer Umfah­

rung, zumindest aber die fehlende ernsthafte Erwägung, seien willkürlich. Hilfs­

weise würden notwendige Verbesserungen an der genehmigten Planung auch 

im Hinblick auf ein Baustellenkonzept eingefordert. 

6 Die Kläger beantragen, 

den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesam­
tes vom 5. Juli 2019 für das Vorhaben "ABS Oldenburg -
Wilhelmshaven PFA 1" aufzuheben, 

hilfsweise, 
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den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesam­
tes vom 5. Juli 2019 für das Vorhaben "ABS Oldenburg -
Wilhelmshaven PFA 1" für rechtswidrig und nicht vollzieh­
bar zu erklären, 

weiter hilfsweise, 

die Beklagte zu verpflichten, den Planfeststellungsbe­
schluss vom 5. Juli 2019 um folgende Entscheidungsvor­
behalte und Schutzauflagen zugunsten der Kläger zu er­
gänzen bzw. zu ändern: 

1. Die Entscheidung ergeht hinsichtlich aller Immissions­
schutzmaßnahmen unter dem Vorbehalt der nachträgli­
chen Kontrolle und Korrektur zu Lasten der Projektträge­
rm. 

2. Die Grundlagen der Immissionsbelastungen an der 
Strecke sind laufend durch Monitoring, Messung und 
rechnerische Überprüfung der geschätzten Immissionsbe­
lastungen an zehn ausgewählten Standorten bahnnah gele­
gener Schlafräume zu überprüfen und hinsichtlich des 
notwendigen aktiven und passiven Lärmschutzes und Er­
schütterungsschutzes durch Entscheidung der Beklagten 
an die aktuelle Sach- und Rechtslage anzupassen. 

3. Zur Ermöglichung eines erschütterungsfreien Betriebes 
ist die Strecke durchgängig in einen Betontrog einzubet­
ten, in dem die Schienen auf Unterschottermatten liegen. 

4. Die Beklagte behält sich vor, den notwendigen Immissi­
onsschutz auch durch geeignete Betriebsbeschränkungen 
sicherzustellen. 

5. Zur Gewährleistung des notwendigen Schutzes vor Lärm 
und Erschütterungen ist auf der Strecke innerhalb der ge­
schlossenen Ortschaft Oldenburg eine Höchstgeschwin­
digkeit von 50 km/h für alle Güterzüge anzuordnen. 

6. Die Projektträgerin ist verpflichtet, bei den für notwen­
dig angesehenen Schalldämmlüftern die Kosten für Geräte 
mit Wärmerückgewinnung zu erstatten. 

7. Die Projektträgerin ist verpflichtet, den Berechtigten 
notwendiger passiver Schallschutzeinrichtungen auch die 
laufenden Kosten des Betriebes sowie die Mehrkosten für 
Reparatur und Ersatzbeschaffung von Schallschutzeinrich­
tungen zu erstatten, die gegenüber den Kosten üblicher 
Bauteile, die nicht auch dem Schallschutz dienen, anfallen. 
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8. Auf Wunsch des am Bahndamm angrenzenden Grund­
stückseigentümers hat die Projektträgerin eine Dauerbe­
grünung (z.B. Efeu) an den Lärmschutzwänden anzupflan­
zen, zu unterhalten und zu erhalten. 

9. Bei der Pflege der Bahnanlage gegen so genanntes "Un­
kraut" ist auf den Einsatz von Chemikalien zu verzichten, 
deren Unschädlichkeit nicht erwiesen ist, z.B. Glyphosat. 

10. Die Entfernung von lebendem Grün allein zur Ermögli­
chung eines Luftraums für den Maschineneinsatz wird un­
tersagt, ebenso der Einsatz von entsprechenden Geräten. 

11. Der Beginn der Arbeiten, die die unter A 5.2 des Plan­
feststellungsbeschlusses erwähnten "baubedingten Immis­
sionen" verursachen, steht unter dem Vorbehalt der Ge­
nehmigung eines Bauausführungsplans, der eine Prognose 
der zu erwartenden Immissionen auf die jeweils Betroffe­
nen zu enthalten hat. 

12. Anstelle des im Planfeststellungsbeschluss vorgesehe­
nen "nach § 29 b BlmSchG zertifizierten Sachverständi­
gen" ist ein von der IHK Oldenburg öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger für den Bereich Lärm zu 
verpflichten. 

13. Jede Nachtarbeit bedarf der vorherigen Genehmigung 
der Beklagten. Lärmintensive Bauarbeiten mit Immissio­
nen oberhalb der nächtlichen Richtwerte der A VV Bau­
lärm sind in der Zeit von 22:00 bis 6:00 Uhr untersagt. 

14. Mit Ramm- und Vernagelungsarbeiten an der Strecke 
darf erst nach Vorliegen der schriftlichen Ergebnisse von 
Beweissicherungen durch einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen für Gebäude auf unmittelbar 
an die Strecke angrenzenden Grundstücken begonnen 
werden. 

15. Alle Rammarbeiten sind erschütterungsfrei und alle 
Vernagelungsarbeiten ohne Beschädigung oder Abholzun­
gen von Sträuchern und Bäumen durchzuführen, die nicht 
im Eigentum der Projektträgerin stehen. 

Die Klägerin zu 2 beantragt weiter hilfsweise, 

sie hinsichtlich der Betroffenheit ihres Grundstücks So­
phienstraße 7, 26121 Oldenburg, von künftigen Schallim­
missionen der genehmigten Eisenbahnstrecke neu zu ver­
bescheiden. 

Seite 6 von 54 



7 Die Beklagte und die Beigeladene beantragen jeweils, 

die Klage abzuweisen. 

8 Sie treten dem Vorbringen der Kläger entgegen. 

II 

9 Hinsichtlich des Klägers zu 3 ist das Verfahren nach den übereinstimmenden 

Erledigungserklärungen in der mündlichen Verhandlung entsprechend§ 92 

Abs. 3 Satz 1 VwGO einzustellen. 

10 Die Klage ist zulässig, aber nicht begründet. Der Planfeststellungsbeschluss lei­

det an keinem zur Aufhebung des Beschlusses oder zur Feststellung seiner 

Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit führenden Rechtsfehler. Die Kläger 

haben auch keinen Anspruch auf Ergänzung um weitere Schutzauflagen. 

11 A. Der auf§ 18 Abs. 1 Satz 1 AEG i.V.m. § 74 Abs. 1 Satz 1 VwVfG gestützte Plan­

feststellungsbeschluss ist nicht frei von Verfahrensmängeln; diese haben die 

Entscheidung jedoch nicht in der Sache beeinflusst. 

12 1. Die Rüge der Kläger, der Plan sei bei seiner Einreichung "vollkommen lücken­

haft" gewesen, so dass die Anhörungsbehörde ihn nicht hätte annehmen, son­

dern unverzüglich zurückweisen müssen, greift nicht durch. Nach§ 18a AEG 

i.V.m. § 73 Abs. 1 Satz 2 VwVfG muss der vom Träger des Vorhabens einzu­

reichende Plan Zeichnungen und Erläuterungen enthalten, die das Vorhaben, 

seinen Anlass und die von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke und Anlagen 

erkennen lassen. Diesen Anforderungen ist der eingereichte Plan ohne Weiteres 

gerecht geworden, so dass eine wirksame Antragstellung im Sinne des § 22 

Satz 2 Nr. 2 VwVfG vorliegt. Soweit die Kläger darüber hinaus die "Annahme" 

des Antrags zur Bearbeitung deshalb für verfahrensfehlerhaft und zudem für 

treuwidrig halten, weil die Antragstellung überhastet und ausschließlich in der 

Absicht erfolgt sei, noch die in§ 43 Abs. 1 Satz 2 BimSchG enthaltene Über­

gangsregel für die Ermittlung der Beurteilungspegel ausnutzen zu können, ist 

ebenfalls kein Rechtsverstoß dargetan. Abgesehen davon, dass es an jeder Sub­

stantiierung der Behauptung einer überhasteten Antragstellung fehlt, begegnet 
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die Ausnutzung einer durch den Gesetzgeber dem Vorhabenträger eingeräum­

ten Übergangsfrist weder in verfahrensrechtlicher noch in materiell-rechtlicher 

Hinsicht Bedenken. Daher ist auch ein Verstoß gegen Art. 2 oder 3 GG dadurch, 

dass die Planfeststellungsbehörde den Antrag der Beigeladenen zur Bearbeitung 

angenommen hat, schon im Ansatz nicht ersichtlich. Mithin bedarf es - unge­

achtet dessen, dass insoweit ohnedies nicht die Verfassungswidrigkeit eines Ge­

setzes, sondern ein Verhalten der Exekutive in Rede steht - der von den Klägern 

nach ihrer Vorlageanregung 1 (Unterpunkt 2) für geboten erachteten Anrufung 

des Bundesverfassungsgerichts nach Art. 100 Abs. 1 Satz 1 GG nicht. 

13 2. Verfahrensmängel bei der Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

sind nicht ersichtlich. 

14 Die Kläger halten die durchgeführte Umweltverträglichkeitsprüfung hinsichtlich 

Umfang und Tiefe für unzureichend, machen jedoch insoweit keine Fehler gel­

tend, die die äußere Ordnung des Verfahrens, also den Verfahrensablauf als sol­

chen, betreffen (vgl.§ 9 VwVfG). Hierzu gehören etwa Regelungen über den Be­

ginn des Verfahrens, die Beteiligung anderer Behörden und der Öffentlichkeit 

sowie sonstige Verfahrensschritte ihrem äußeren Ablauf nach. Nicht zum äuße­

ren Verfahrensgang in diesem Sinne gehört nach der Rechtsprechung des Se­

nats dagegen der durch materiell-rechtliche Vorgaben gesteuerte Prozess der 

Willens- und Entscheidungsbildung, wie er sich regelmäßig auf der Grundlage 

von Fachgutachten vollzieht. Die Differenzierung zwischen Fehlern, die den 

Verfahrensablauf betreffen, und solchen, die für die Willens- und Entschei­

dungsbildung relevant sind, greift auch in Ansehung der Ausgestaltung der Um­

weltverträglichkeitsprüfung im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung. 

Etwaige inhaltliche Defizite der in diesem Rahmen erfolgenden umweltfachli­

chen Begutachtung stellen keine Verfahrensfehler dar. Das gutachterliche Vor­

gehen beurteilt sich vielmehr nach Maßgabe der jeweiligen materiell-rechtlichen 

Zulassungsvoraussetzungen etwa des (allgemeinen) Naturschutz-, Artenschutz-, 

Habitat- und Wasserrechts (vgl. zum Ganzen BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 

2017 - 7 A 10.17 - Buchholz 445.5 § 1 WaStrG Nr. 7 Rn. 21 ff.). 

15 3. Die Beteiligung der Öffentlichkeit war nicht frei von Rechtsfehlern. Diese ha­

ben die Entscheidung aber nicht in der Sache beeinflusst. 
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16 a) Die nach § 18a AEG i.V.m. § 73 Abs. 2 VwVfG gebotene Auslegung der Plan­

unterlagen muss nicht alle Unterlagen umfassen, die möglicherweise zur voll­

ständigen Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Planung erforderlich sind. Sie 

kann sich vielmehr auf die Unterlagen beschränken, deren der Einzelne bedarf, 

um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen und sich das Inte­

resse, Einwendungen zu erheben, bewusst machen zu können (vgl. BVerwG, Ur­

teile vom 3. März 2011- 9 A 8.10 - BVerwGE 139, 150 Rn. 19 und vom 2. Juli 

2020 - 9 A 19.19 - juris Rn. 18). Welche Unterlagen hierzu gehören, beurteilt 

sich nach den Gegebenheiten des Einzelfalles. Unterlagen sind grundsätzlich 

dann auszulegen, wenn sich erst aus ihnen abwägungserhebliche Auswirkungen 

auf die Belange potenziell Betroffener oder anerkannter Vereinigungen ergeben; 

ergänzt eine Unterlage dagegen nur ausgelegte Planunterlagen, muss sie nicht 

mit ausgelegt werden (vgl. BVerwG, Urteil vom 3. April 2019 - 4 A i.18 - Buch­

holz 45i.17 § 43 EnWG Nr. 9 Rn. 16). 

17 Handelt es sich - wie hier - um ein Vorhaben, für das die Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, ergeben sich wei­

tere Anforderungen in Bezug auf die Auslegung von Unterlagen aus dem Gesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Nach § 9 Abs. 1b Satz 1 UVPG 

in der hier noch nach der Übergangsvorschrift des § 74 Abs. 2 UVPG anzuwen­

denden Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBL I S. 94 - im Folgenden UVPG 

2010) sind die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswir­

kungen des Vorhabens (Unterlagen nach§ 6 UVPG 2010) und diejenigen "ent­

scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen (. .. ), die der zuständigen 

Behörde zum Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens vorgelegen ha­

ben", zur Einsicht für die Öffentlichkeit auszulegen. Danach müssen die neben 

den Unterlagen der UVP-Prüfung "wichtigsten Berichte und Empfehlungen" zu­

gänglich gemacht werden (BVerwG, Urteil vom 15. Februar 2018 - 9 C i.17-

BVerwGE 161, 180 Rn. 31 unter Hinweis auf BT-Drs. 16/2933 S. 2). Dem ent­

spricht heute wortgleich § 19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG 2017. Vor diesem Hinter­

grund kann es an der Entscheidungserheblichkeit im Sinne des § 9 Abs. 1b 

Satz 1 Nr. 2 UVPG 2010 fehlen, wenn bestimmte Unterlagen lediglich Detailfra­

gen betreffen oder auf sie in anderen - ihrerseits ausgelegten - Unterlagen Bezug 

genommen wird. Solche Unterlagen gehören gegebenenfalls auch nicht zu den 
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wichtigsten Berichten und Empfehlungen im Sinne von Art. 6 Abs. 3 UVP­

Richtlinie (vgl. BVerwG, Urteile vom 15. Februar 2018 - 9 C i.17 - BVerwGE 161, 

180 Rn. 31 und vom 2. Juli 2020 - 9 A 19.19 - juris Rn. 20). 

18 b) Hieran gemessen hätten auch die Verkehrsprognose 2025 und Angaben über 

die plangegebene Vorbelastung ausgelegt werden müssen. 

19 Die einem Vorhaben zugrunde gelegte Verkehrsprognose gehört regelmäßig zu 

den auszulegenden Unterlagen im Sinne von § 73 VwVfG bzw. den entschei­

dungserheblichen Berichten und Empfehlungen, die von§ 9 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2 

UVPG 2010 erfasst werden. Dies gilt auch für ein Schienenwegevorhaben. Der 

Senat schließt sich insoweit der auf Straßenbauvorhaben bezogenen Rechtspre­

chung des 9. Senats des Bundesverwaltungsgerichts an (Urteil vom 15. Februar 

2018 - 9 C i.17 - BVerwGE 161, 180 Rn. 30). Die dort maßgebliche Erwägung, 

wonach die Verkehrsprognose die voraussichtliche Verkehrsstärke auf dem Ver­

kehrsweg ermittelt und damit nicht nur Basis für dessen Dimensionierung ist, 

sondern auch die Daten für die Lärmprognose und das gesamte darauf aufbau­

ende Lärmschutzkonzept liefe1t, gilt im Grundsatz auch für Schienenwege. Ei­

ner Auslegung der Verkehrsprognose selbst bedarf es lediglich dann nicht, wenn 

die Ermittlung der Verkehrszahlen im ausgelegten Erläuterungsbericht hinrei­

chend nachvollziehbar dargestellt ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 15. Februar 2018 

- 9 C i.17 - BVerwGE 161, 180 Rn. 31). Letzteres ist vorliegend jedoch nicht der 

Fall. Im Erläuterungsbericht wird zwar die gegenwärtige Streckenbelegung mit­

geteilt (44 Personen- und 8 Güterzüge, S. 16), und in gleicher Weise werden 

auch Angaben über die für das Jahr 2025 prognostizierten Zugzahlen gemacht 

(44 Personen- und 77 Güterzüge, S. 27). Hieraus ließ sich für die Öffentlichkeit 

erkennen, welches Zugaufkommen die Beigeladene erwartet, und dass dieses 

nach dem damaligen Erkenntnisstand bei den Güterzügen deutlich über dem 

Ist-Zustand liegen wird. Es fehlt aber an Angaben darüber, auf welcher Grund­

lage die Prognose erstellt worden ist. 

20 Auch die Ermittlung der plangegebenen Vorbelastung (vgl. hierzu BVerwG, Ur­

teil vom 21. November 2013 - 7 A 28.12 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 71 

Rn. 45) der von einem (Ausbau-)Vorhaben betroffenen Bestandsstrecke gehört 
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regelmäßig zu den auszulegenden Unterlagen. Ohne Kenntnis der plangegebe­

nen Vorbelastung lässt sich für potenziell Betroffene und anerkannte Vereini­

gungen nicht verlässlich einschätzen, ob ein geplantes Eisenbahnvorhaben ge­

genüber der - hinzunehmenden - Vorbelastung der betreffenden Strecke zur 

Steigerung von Umweltauswirkungen führen kann und in welchem Umfang ihre 

Belange oder satzungsgemäßen Interessen infolgedessen betroffen werden kön­

nen. Hierzu bedarf es der Nennung und Erläuterung der ermittelten plangege­

benen Vorbelastung in den ausgelegten Unterlagen. Hieran fehlt es. Im Erläute­

rungsbericht sind - wie dargelegt - die derzeitige und die prognostizierte Stre­

ckenbelegung wiedergegeben, nicht aber die deutlich über der Ist-Situation lie­

gende plangegebene Vorbelastung von 44 Personen- und 50 Güterzügen. 

21 Des von den Klägern zum Umfang der Pt1icht zur öffentlichen Auslegung von 

Unterlagen nach Maßgabe der UVP-Richtlinie angeregten Vorabentscheidungs­

ersuchens nach Art. 267 AEUV an den Gerichtshof der Europäischen Union be­

darf es nach allem nicht. Es besteht kein unionsrechtlicher Klärungsbedarf. 

22 c) Einer Auslegung der Verkehrsprognose 2030 bedurfte es dagegen nicht. 

23 Die Einbeziehung der Verkehrsprognose 2030 in die durchgeführten Auslegun­

gen kam schon aus tatsächlichen Gründen nicht in Betracht. Die Prognose lag 

weder bei der vom 21. Februar bis 20. März 2014 dauernden ersten noch der 

vom 2. März bis 3. April 2017 durchgeführten zweiten öffentlichen Auslegung 

des Plans vor. Vielmehr teilte die Beigeladene der Beklagten die aktualisierten 

Prognosezahlen erst mit Schreiben vom 24. August 2018 mit und erläuterte sie 

mit Schreiben vom 25. April 2019 (PFA, Anlage 20) näher. Für Informationen, 

die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens von Bedeutung 

sein können, die der zuständigen Behörde aber erst nach Beginn des Beteili­

gungsverfahrens vorliegen, wird der Zugang der Öffentlichkeit gemäß § 9 

Abs. 1b Satz 2 UVPG 2010 nach den Bestimmungen des Bundes und der Länder 

über den Zugang zu Umweltinformationen gewährleistet (vgl. BVerwG, Urteil 

vom 2. Juli 2020 - 9 A 19.19 -juris Rn. 21; vgl. auch BT-Drs. 16/2494 S. 23). 
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24 Hinsichtlich der Verkehrsprognose 2030 sowie von der Beigeladenen zwischen­

zeitlich vorgelegter weiterer Unterlagen zur Darstellung und Erörterung plane­

rischer Alternativen, insbesondere einer diesbezüglichen technischen Stellung­

nahme vom 11. Oktober 2018 (PFA, Anlage 19), bedurfte es auch keiner weiteren 

(dritten) Öffentlichkeitsbeteiligung. 

25 Ändert der Vorhabenträger die nach§ 6 UVPG 2010 erforderlichen Unterlagen 

im Laufe des Verfahrens, kann nach§ 9 Abs. 1 Satz4 UVPG 2010 von einer er­

neuten Öffentlichkeitsbeteiligung abgesehen werden, soweit keine zusätzlichen 

oder anderen erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Nach der 

Verkehrsprognose 2030 ist gegenüber der Verkehrsprognose 2025 mit einer 

deutlich geringeren Verkehrsbelastung im planfestgestellten Streckenabschnitt 

zu rechnen. Die technische Stellungnahme vom 11. Oktober 2018 vertieft gegen­

über den Ausführungen, die im ausgelegten Erläuterungsbericht (dort S. 32 ff.) 

zur Frage der Trassenauswahl enthalten sind, lediglich die Argumentation des 

Vorhabenträgers. Zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen des 

planfestgestellten Vorhabens waren mithin hinsichtlich der von den Klägern be­

nannten Unterlagen nicht zu besorgen, so dass von einer erneuten Beteiligung 

der Öffentlichkeit abgesehen werden konnte. 

26 Mit der Verkehrsprognose 2030 ist auch keine nach Gegenstand, Systematik 

und Ermittlungstiefe neue oder über die bisherigen Untersuchungen wesentlich 

hinausgehende Prüfung der U mweltbetroffenheiten vorgenommen worden, die 

für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Vorhabens insgesamt erforderlich 

ist und ihren Niederschlag in einer neuen entscheidungserheblichen Unterlage 

über die Umweltauswirkungen findet (vgl. BVerwG, Urteile vom 10. November 

2016 - 9 A 18.15 - BVerwGE 156, 215 Rn. 25 und vom 9. Februar 2017- 7 A 2.15 -

BVerwGE 158, 1 Rn. 28). Den im Erläuterungsbericht enthaltenen tabellari­

schen Übersichten über die für das Jahr 2025 prognostizierte Streckenbelegung 

(S. 27) lag eine Verkehrsprognose zugrunde, die sich auf denselben Gegenstand 

bezog wie die Prognose 2030. Wie sich aus der Anlage 20 zum Planfeststel­

lungsantrag ergibt, sind auch in der Systematik und Ermittlungstiefe keine Un­

terschiede erkennbar. Hinzu kommt, dass dem Lärmschutzkonzept des Plan­

feststellungsbeschlusses unverändert die Verkehrsprognose 2025 mit den er­

höhten Güterzugzahlen zugrunde gelegt wurde. Damit sind die am stärksten von 
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der Streckenbelegung abhängigen Umweltauswirkungen des Vorhabens von der 

neuen Prognose nicht in entscheidungserheblicher Weise berührt worden. 

27 d) Einer Auslegung der historischen Genehmigungen zum Bau und zu wesentli­

chen Änderungen der bereits Mitte des 19. Jahrhunderts eröffneten Eisenbahn­

strecke bedurfte es nicht. 

28 Altgenehmigungen sind der Planfeststellungsbehörde weder durch die Vorha­

benträgerin vorgelegt worden noch konnten solche Dokumente - mangels Ver­

fügbarkeit - vorgelegt werden. Zudem bedarf es - wie ausgeführt - einer Ausle­

gung von Unterlagen zu früheren Planungen auch deshalb nicht, weil diese we­

der für die Anstoßwirkung erforderlich sind noch zu den "wichtigsten entschei­

dungserheblichen Unterlagen" gehören. Dies gilt insbesondere auch für die Vor­

belastung der Strecke. Fehlt es an einem Planungsakt, aus dem sich Beschrän­

kungen hinsichtlich Art, Umfang und Zeitpunkt des Schienenverkehrs im plan­

festgestellten Abschnitt entnehmen lassen, kann dieser auch nicht ausgelegt 

werden; die Bestandsstrecke ist in diesem Fall rechtlich in ihrer Nutzbarkeit 

nicht beschränkt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 28. Dezember 2017- 3 B 15.16 -

UPR 2018, 258 Rn. 28 und VGH München, Urteil vom 9. Dezember 2015 - 22 A 

15-40025 - juris Rn. 75). 

29 e) Verfahrensfehler sind auch hinsichtlich der Auslegung ergänzender Unterla­

gen der Vorhabenträgerin zur näheren Darstellung und Erörterung planerischer 

Alternativen nicht ersichtlich. Für die im Zuge der öffentlichen Auslegung des 

Plans zu erzielende Anstoßwirkung waren die im ausgelegten Erläuterungsbe­

richt (dort S. 32 ff.) enthaltenen Darlegungen und zeichnerischen Darstellungen 

zur Alternativenprüfung genügend. Insbesondere die von der Stadt Oldenburg 

bevorzugte Bahnumfahrung des zusammenhängenden Siedlungsgebietes 

Oldenburg wird darin mit Blick auf ihre eisenbahnbetrieblichen Auswirkungen, 

die Kosten, verschiedene Umweltschutzgüter sowie die bei einer Neutrassierung 

erforderlichen umfangreichen Eigentumseingriffe untersucht und bewertet. 

30 4. Die unterbliebene Auslegung der Verkehrsprognose 2025 und der Vorbelas­

tung stellt keinen absoluten, sondern lediglich einen relativen Fehler im Sinne 

von § 4 Abs. 1a UmwRG i.V.m. § 46 VwVfG dar. Ein solcher Verfahrensfehler ist 

Seite 13 von 54 



nach § 46 VwVfG unbeachtlich, wenn offensichtlich ist, dass er die Entschei­

dung in der Sache nicht beeinflusst hat. Zur Aufklärung dieser Frage hat das Ge­

richt im Rahmen seiner Amtsermittlungspflicht nach § 86 Abs. 1 VwGO alle ver­

fügbaren Erkenntnismöglichkeiten auszuschöpfen. Lässt sich nicht aufklären, 

ob der Verfahrensfehler die Entscheidung in der Sache beeinflusst hat, wird eine 

Beeinflussung nach§ 4 Abs. 1a Satz 2 UmwRG vermutet (BVerwG, Urteil vom 

9. Februar 2017 - 7 A 2.15 - BVerwGE 158, 1 Rn. 33; näher BVerwG, Urteil vom 

21. Januar 2016 - 4 A 5.14 - BVerwGE 154, 73 Rn. 41 ff.). 

31 Daran gemessen sind die Mängel vorliegend unbeachtlich. Aufgrund der um­

fangreichen Einwendungen und der umfänglichen Befassung auch der Lokalpo­

litik mit dem planfestgestellten Vorhaben - gerade auch mit den Fragen der Ver­

kehrsbelastung auf der Bestandsstrecke und der zu erwartenden Mehrbelastung 

durch den Streckenausbau - kann festgestellt werden, dass die Defizite bei der 

Öffentlichkeitsbeteiligung die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst ha­

ben. Es erscheint ausgeschlossen, dass es noch Betroffenheiten geben kann, die 

zu einer anderen Entscheidung in der Sache führten. 

32 B. Der Planfeststellungsbeschluss leidet an keinen materiellen Fehlern. 

33 Die Planrechtfertigung als ungeschriebenes Erfordernis jeder Fachplanung und 

Ausprägung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns, das mit 

Eingriffen in private Rechte verbunden ist (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 

26. April 2007 - 4 C 12.05 - BVerwGE 128, 358 Rn. 45 m.w.N.), liegt für das 

planfestgestellte Vorhaben vor. Für die "ABS Oldenburg - Wilhelmshaven/Lang­

wedel - Uelzen" ist nach§ 1 des Gesetzes über den Ausbau der Schienenwege des 

Bundes (Bundesschienenwegeausbaugesetz - BSWAG) vom 15. November 1993 

(BGBL 1 S. 1874), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 

2016 (BGBl. 1 S. 3221), i.V.m. Abschnitt 1 lfd. Nr. 28 der Anlage zu§ 1 BSWAG 

der vordringliche Bedarf festgestellt. Diese vom Gesetzgeber getroffene Bedarfs­

feststellung ist nach§ 1 Abs. 2 BSWAG für die Planfeststellung und das gericht­

liche Verfahren verbindlich und schließt grundsätzlich die Nachprüfung aus, ob 

für das geplante Vorhaben ein Verkehrsbedarf vorhanden ist (stRspr, vgl. nur 

BVerwG, Urteil vom 2. Juli 2020 - 9 A 19.19 - juris Rn. 59 m.w.N.). 
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34 1. Der Planfeststellungsbeschluss steht mit Naturschutzrecht in Einklang. 

35 Das planfestgestellte Vorhaben stellt eine nach§ 15 Abs. 1 BNatSchG unver­

meidbare Beeinträchtigung von Natur und Landschaft dar. Insoweit greifen die 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände, insbesondere die Zugriffsverbote 

nach § 44 Abs. 1 BNatSchG, gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG in modifizierter Form 

für nach Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/ 43/EWG des Rates vom 

21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildleben­

den Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) (ABl. L 206 S. 7) geschützte Arten, die 

europäischen Vogelarten (vgl.§ 7 Abs. 2 Nr. 12 BNatSchG i.V.m. Art. 1 der 

Richtlinie 2009/147/EG) sowie die in einer Rechtsverordnung nach§ 54 Abs. 1 

BNatSchG aufgeführten Arten. Sind andere geschützte Arten betroffen, kom­

men die artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote 

nach § 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG demgegenüber nicht zur Anwendung. Inso­

weit findet eine Prüfung im Rahmen der Eingriffsregelung nach§ 15 BNatSchG 

statt. Diese verpflichtet den Verursacher eines Eingriffs, vermeidbare Beein­

trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 

BNatSchG) und unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Na­

turschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen(§ 15 

Abs. 2 Satz 1 BNatSchG). Der Planfeststellungsbeschluss steht hiermit in Ein­

klang. 

36 a) Die zur Untersuchung des floristischen und faunistischen Inventars im Vor­

habenbereich durchgeführten fachgutachterlichen Untersuchungen unterliegen 

keinen durchgreifenden Bedenken. Die von den Klägern behaupteten Untersu­

chungsdefizite, namentlich bezüglich der Hausgärten, sind nicht ersichtlich. Die 

am planfestgestellten Streckenabschnitt anliegenden Hausgärten wurden im 

Rahmen der von der LACON Landschaftsconsult GbR durchgeführten Umwelt­

verträglichkeitsstudie mit ihrem faunistischen und floristischen Inventar den 

anerkannten fachlichen Standards gemäß erfasst. Nach dem (auch) von den 

Klägern als maßgebliches fachliches Regelwerk zugrunde gelegten Kartier­

schlüssel werden Hausgärten bei der Kartierung in der Regel mit den zugehöri­

gen Gebäuden zu größeren Biotopkomplexen zusammengefasst, das heißt nicht 

separat abgegrenzt (vgl. von Drachenfels, Kartierschlüssel für Biotoptypen in 

Niedersachsen, Stand Februar 2020, S. 302). 
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37 In diesem Sinne wurden die im Untersuchungsgebiet vorhandenen Hausgärten 

regelmäßig keiner Einzelbetrachtung durch die Gutachter unterzogen, sondern 

gemeinsam betrachtet. Anders wurde, den Maßgaben des Kartierschlüssels fol­

gend, ausnahmsweise (nur) dann vorgegangen, wenn Strukturen besonderer 

Größe bzw. Wertigkeit zu erfassen waren; dies war etwa bei einem vorhandenen 

größeren Obst- und Gemüsegarten sowie einem Hausgarten mit Großbäumen 

der Fall (vgl. zum Ganzen LACON Landschaftsconsult GbR, Erläuterungsbericht 

zur Umweltverträglichkeitsstudie vom 30. Mai 2013, S. 56, PFA, Anlage 13.1). 

Ungeachtet der gemeinsamen Betrachtung der Hausgärten schloss die Untersu­

chung entgegen der Annahme der Kläger eine Erfassung der Amphibienbe­

stände in Gartenteichen mit ein (vgl. hierzu LACON Landschaftsconsult GbR, 

Erläuterungsbericht zum Landschaftspflegerischen Begleitplan (LPB) vom 

14. Juni 2019, S. 50 ff„ PFA, Anlage 12.1). 

38 Die Bildung des Untersuchungskorridors ist entgegen der Auffassung der Kläger 

nicht zu beanstanden. Nachvollziehbar lässt sich die erhebliche Verringerung 

der Breite des Untersuchungsraumes für ein Ausbauvorhaben gegenüber einem 

Neubauvorhaben damit begründen, dass lediglich diejenigen Bereiche de1; Un­

tersuchung bedürfen, in denen durch den Ausbau zusätzliche Wirkungen zu er­

warten sind (vgl. Eisenbahn-Bundesamt, Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrecht­

lichen Planfeststellung und Plangenehmigung sowie für Magnetschwebebahnen, 

Stand August 2014, Teil III, S. 80; LACON Landschaftsconsult GbR, Erläute­

rungsbericht zur Umweltverträglichkeitsstudie vom 30. Mai 2013, S. 23, PFA, 

Anlage 13.1). 

39 Für die Erfassung der Vogelbestände bedurfte es, wie der Fachgutachter in der 

mündlichen Verhandlung nachvollziehbar erläutert hat, keines Betretens der 

Flächen der Hausgärten (vgl. hierzu auch Erläuterungsbericht zum LPB, 

S. 36 ff„ PFA, Anlage 12.1). Das gegenüber den Hausgärten deutlich größere 

Brutvogelvorkommen im Bereich des Bürgerbusches lässt sich mit der besseren 

Habitateignung des Parks ohne Weiteres erklären. Die im Zuge der Planfeststel­

lung zugelassene Beseitigung von Gehölzen führt nach nachvollziehbarer fach­

gutachterlicher Einschätzung zu keiner Beeinträchtigung der vorhandenen 

Avifauna, da sich in der Umgebung betroffener Gehölze geeignete Ersatzhabi­

tate befinden. Die hinsichtlich der Erfassung von Fledermäusen, Reptilien sowie 
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Insekten von den Klägern vorgetragenen Bedenken bleiben schon im Ansatz un­

substantiiert. 

40 b) Defizite der Planfeststellung hinsichtlich des Umgangs mit Amphibien wer­

den entgegen der Auffassung der Kläger nicht erkennbar. Dies gilt auch hin­

sichtlich der Art Fadenmolch, die als europäische Amphibienart nach Anlage 1 

Spalte 2 zu§ 1 der Verordnung zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenar­

ten (Bundesartenschutzverordnung) vom 16. Februar 2005 (BGBL I S. 258), zu­

letzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95), 

nach§ 44 Abs. 1 BNatSchG besonders geschützt ist und von der im Untersu­

chungsgebiet zwei Einzelindividuen dokumentiert wurden. 

41 Die zugunsten sämtlicher Amphibienarten, wie etwa der im Bereich des Guts­

parks Dietrichsfeld in großer Zahl vorkommenden Art Bergmolch (vgl. hierzu 

Erläuterungsbericht zum LPB, S. 52, PFA, Anlage 12.1), planfestgestellten Maß­

nahmen, also die Abzäunung mit Amphibienleiteinrichtungen während der 

Bauphase, die Schaffung kleintiergerechter Öffnungen in den Fundamenten der 

Schallschutzwände, der Bau eines Durchlasses zwischen Gutspark Dietrichsfeld 

und Bürgerbusch sowie die Anlage eines Kleingewässers, führen nachvollzieh­

bar sogar zu einer Verbesserung der Habitateignung des Vorhabenbereichs im 

Verhältnis zu der im Rahmen der plangegebenen Vorbelastung gegebenen Situ­

ation (vgl. PFB, S. 65 ff.) und kommen auch dem Fadenmolch zu Gute. Dies gilt 

unabhängig von der von Klägerseite kritisierten fachlichen Annahme der Gut­

achter, es handele sich bei den zwei vorgefundenen Fadenmolchen um Tiere aus 

einer eingesetzten Population, die infolge dessen für die Bewertung des Unter­

suchungsgebietes als Amphibienlebensraum nicht weiter betrachtet werde (vgl. 

Erläuterungsbericht zum LPB, S. 52, PFA, Anlage 12.1 und Anhang zum Erläute­

rungsbericht, S. 11, PFA, Anlage 2.2; vgl. auch PFB, S. 65 und 121). Auch der et­

waige Fund zusätzlicher Individuen von Amphibienarten im Zuge von den Klä­

gern geforderter weiterer Untersuchungen führte zu keiner anderen Bewertung 

der Habitateignung und zu keiner Festsetzung anderer als der vorgesehenen 

Schutzvorkehrungen. Insoweit ist es auch unschädlich, dass die besonders ge­

schützte Art Fadenmolch - konsequenterweise - in der zusammenfassenden 

Darstellung nach § 11 UVPG 2010 keine Erwähnung findet. 
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42 c) Die nach der Planfeststellung zulässige Beseitigung von Gehölzen im Zuge der 

Baumaßnahmen und deren Umfang sind nicht zu beanstanden. Der Planfest­

stellungsbeschluss (S. 49) stellt hierzu fest, dass bei der Errichtung von Baustra­

ßen, Baustelleneinrichtungsflächen und technologischen Streifen vorhandene 

wertgebende Vegetationsstrukturen und somit Lebensräume der Flora und 

Fauna beeinträchtigt würden. Aufgrund der oftmals eingeschränkten Flächen­

verfügbarkeit in den bebauten Siedlungsflächen des Planfeststellungsabschnit­

tes könne jedoch weniger Rücksicht auf vorhandene Gehölzbestände genommen 

werden. Daher seien bauzeitliche Verluste von Gehölzen einschließlich Wald 

und Wallhecken auf einer Fläche von ca. 5,73 ha sowie von 135 Einzelbäumen 

festzuhalten. Auch die teilweise bauzeitliche Inanspruchnahme des als geschütz­

ter Landschaftsbestandteil (§ 29 BNatSchG) ausgewiesenen Gutsparks Diet­

richsfeld sei unumgänglich. Die hiernach nicht unerheblichen, jedoch nicht ver­

meidbaren baubedingten Gehölzverluste und Funktionsbeeinträchtigungen 

würden im Wege der planfestgestellten Sanierung vorhandener Hecken, Wald­

randgestaltungen aus Wallhecken sowie der Wiederherstellung trockenwarmer 

Biotope wiederhergestellt (vgl. hierzu PFB, S. 74). Diese Darlegungen sind nach­

vollziehbar. 

43 Die Kläger tragen demgegenüber vor, die Beseitigung von Gehölzen, die dazu 

diene, den Einsatz von Baumaschinen zu ermöglichen, sei jedenfalls im zugelas­

senen Umfang vermeidbar. Diese Behauptung bleibt jedoch unsubstantiiert. Die 

Kläger vermögen nicht aufzuzeigen, welche andere (bautechnische) Herange­

hensweise konkret zu einer verringerten Inanspruchnahme von Gehölzen führ­

te. Der Verweis auf einen Fachaufsatz zur Böschungssicherung unter Verwen­

dung von Mikropfählen (Heinrich/von Havranek, Gleisgestützte Installation 

von Mikropfählen, April 2018) genügt hierfür nicht. Dessen ungeachtet hat die 

Beigeladene in der mündlichen Verhandlung nachvollziehbar erläutert, dass im 

Rahmen der Bauausführung ohnedies darauf Bedacht genommen werde, zur 

Böschungsvernagelung soweit technisch möglich Mikropfähle einzusetzen. Zu­

dem werde eine ökologische Baubegleitung gewährleistet. 

44 Hinsichtlich des Gutsparks Dietrichsfeld legt die Beigeladene dar, dass für die 

Bauarbeiten zum Ersatz des höhengleichen Bahnübergangs Alexanderstraße 
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durch eine höhenungleiche Lösung zwingend Baueinrichtungsflächen im Um­

feld notwendig sind, so dass die Beanspruchung des Gutsparks Dietrichsfeld 

ohne Alternative bleibt. Es würden jedoch möglichst wenige Gehölze gefällt und 

verbleibende Gehölze würden durch Zäune vor möglichen Schäden geschützt; 

zudem erlolge eine Neupflanzung von Bäumen und weiteren Gehölzen, so dass 

die Funktionen des geschützten Landschaftsbestandteils mittel-bzw. langfristig 

wiederhergestellt würden (vgl. hierzu PFB, S. 172). Auch dies erscheint nach­

vollziehbar. 

45 Soweit die Kläger hinsichtlich drohender Gehölzverluste einen Widerspruch 

zwischen den Ausschreibungsunterlagen der Beigeladenen für die Gehölzbesei­

tigung und den Ausführungen im Planfeststellungsbeschluss (S. 49) aufzeigen 

möchten, weil die dort genannten 135 Einzelbäume mit einer nach der Aus­

schreibung der Beigeladenen zu fällenden Zahl von 2 724 Bäumen nicht in Ein­

klang zu bringen sei, überzeugt dies nicht. Der Planfeststellungsbeschluss stellt 

-wie dargelegt -einen Verlust von Gehölzen einschließlich Wald und Wallhe­

cken auf einer Fläche von insgesamt ca. 5,73 ha dar und benennt - kumula-

tiv - den Verlust von 135 markanten Einzelbäumen. 

46 d) Die zu Gesichtspunkten des Naturschutzes bzw. der Landschaftspflege ge­

stellten Hilfsanträge 8 bis 10 sowie 15 waren als unbegründet abzulehnen. So­

weit die Kläger mit dem Hilfsantrag 8 eine Abstimmung der Begrünung von 

Lärmschutzwänden mit den angrenzenden Nachbarn einfordern, ist eine An­

spruchsgrundlage nicht ersichtlich. Dessen ungeachtet weist die Beigeladene 

darauf hin, dass eine diesbezügliche Abstimmung der Vorhabenträgerin mit der 

Stadt Oldenburg vorgesehen ist (vgl. PFB, S. 28). Soweit die Kläger mit dem 

Hilfsantrag 9 eine Regelung zum Verzicht auf die Verwendung bestimmter Che­

mikalien an der Bahnstrecke einfordern, ist schon nicht ersichtlich, dass der 

Einsatz von Herbiziden im Streckenbereich - beispielhaft nennen die Kläger das 

Herbizid Glyphosat - vorhabenbedingt erhöht würde. Soweit schließlich die 

Hilfsanträge 10 und 15 darauf gerichtet sind, im Zuge der Bauarbeiten auf die 

Inanspruchnahme vorhandener Gehölze zu verzichten, sind diese wegen der 

dargelegten Unvermeidbarkeit der Inanspruchnahme dieser Grünstrukturen 

unbegründet. 
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47 2. Wasserrechtliche Bestimmungen stehen dem planfestgestellten Vorhaben 

nicht entgegen. Es sind keine Anhaltspunkte für eine fehlende Vereinbarkeit mit 

dem wasserrechtlichen Verschlechterungsverbot (§ 27 Abs. 1Nr.1 WHG) er­

sichtlich. Auch eine vorhabenbedingte Beeinträchtigung des westlich an die 

Bahnstrecke angrenzenden Trinkwasserschutzgebietes Alexandersfeld ist nicht 

erkennbar. Dies gilt auch hinsichtlich der - bereits durchgeführten - Kampfmit­

telsondierungen, die mit einer Einbringung von Stoffen in den Boden nicht ver­

bunden waren. Die Kläger vermögen auch nicht aufzuzeigen, dass es für das 

Vorhaben weiterer hydrogeologischer Untersuchungen bedurft hätte. Im Rah­

men der Umweltverträglichkeitsuntersuchung ist eine intensive Auseinander­

setzung mit der hydrogeologischen Situation erfolgt (vgl. zum Ganzen PFB, 

S. 121 f.). Soweit die Kläger mit dem Hilfsantrag 9 eine Regelung zur Verwen­

dung gegebenenfalls (auch) wassergefährdender Chemikalien an der Bahnstre­

cke begehren, ist - wie bereits dargelegt - nicht ersichtlich, dass der Einsatz von 

Herbiziden im Streckenbereich vorhabenbedingt erhöht würde. 

48 3. Der Planfeststellungsbeschluss steht mit den gesetzlichen Anforderungen an 

den Brand- und Katastrophenschutz in Einklang. 

49 Nach § 4 Abs. 1 AEG müssen Eisenbahninfrastrukturen und Fahrzeuge den An­

forderungen der öffentlichen Sicherheit an den Bau und an den Betrieb genü­

gen. Die Eisenbahnen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen sind verpflichtet, 

ihren Betrieb sicher zu führen und an Maßnahmen des Brandschutzes und der 

Technischen Hilfeleistung mitzuwirken(§ 4 Abs. 3 Satz 1 AEG). Eisenbahnen 

sind zudem verpflichtet, die Eisenbahninfrastruktur sicher zu bauen und in be­

triebssicherem Zustand zu halten(§ 4 Abs. 3 Satz 2 AEG). Nach § 2 Abs. 1 der 

Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBA) vom 8. Mai 1967 (BGBl. II 

S. 1563), zuletzt geändert durch Art. 2 der Verordnung vom 5. April 2019 

(BGBl. I S. 479), müssen Bahnanlagen und Fahrzeuge so beschaffen sein, dass 

sie den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. Diese Anforde­

rungen gelten als erfüllt, wenn die Bahnanlagen und Fahrzeuge den Vorschrif­

ten der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung und, soweit diese keine ausdrück­

lichen Vorschriften enthält, anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 
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50 Die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung enthält keine ausdrücklichen Vor­

schriften zu den Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes. Die 

diesbezüglichen technischen Sicherheitsanforderungen werden aber durch die 

als Verwaltungsvorschrift eingeführte Richtlinie des Eisenbahn-Bundesamtes 

"Anforderungen des Brand- und Katastrophenschutzes an Planung, Bau und Be­

trieb von Schienenwegen nach AEG" (EBA-Richtlinie) vom 7. Dezember 2012 

konkretisiert. Die EBA-Richtlinie enthält ausweislich ihres Vorworts eine Zu­

sammenstellung zum Teil bereits anerkannter Regeln der Technik und gibt den 

Fachbehörden und den Eisenbahninfrastrukturunternehmen einen einheitli­

chen Maßstab für die Erfüllung der Anforderungen des Brand- und Katastro­

phenschutzes an die Hand. Die Richtlinie, die nach den Angaben der Beigelade­

nen unter Beteiligung auch des Ausschusses für Feuerwehrangelegenheiten, Ka­

tastrophenschutz und zivile Verteidigung des Arbeitskreises V der Innenminis­

terkonferenz - und damit unter Einbeziehung auch feuerwehrtechnischen Sach­

verstandes - erarbeitet worden ist, konkretisiert die sich aus§ 4 Abs. 3 AEG er­

gebenden Verpflichtungen. Die in der Richtlinie enthaltenen Vorgaben sind 

Verfahren nach§ 18 AEG zugrunde zu legen (Ziffer 1.1 EBA-Richtlinie). Die An­

wendbarkeit und fachliche Richtigkeit der Richtlinie haben auch die Beteiligten 

nicht in Zweifel gezogen. 

51 Für die im innerstädtischen Bereich verlaufende und nach der Planfeststellung 

beidseitig mit Lärmschutzwänden zu versehende Strecke lässt sich keine atypi­

sche Sondersituation feststellen, hinsichtlich derer sich die EBA-Richtlinie 

keine Geltung beimessen würde. Zu Recht verweist die Beklagte darauf, dass die 

EBA-Richtlinie ausweislich deren Ziffer 2.2 und 2.3 ausdrücklich auch Situatio­

nen erfasst und regelt, in denen - wie hier - Lärmschutzbauwerke größerer 

Länge bei der Planung des Brand- und Katastrophenschutzkonzepts zu berück­

sichtigen sind. Die Lage von Eisenbahnstrecken auch im innerstädtischen Be­

reich stellt zudem keine atypische Situation, sondern im Gegenteil den typi­

schen Fall dar. Für die Unanwendbarkeit der EBA-Richtlinie auf innerhalb von 

Ortslagen geführte Schienenwege gibt es daher keine Anhaltspunkte. 

52 Den hiernach hinsichtlich der Anforderungen des Brand- und Katastrophen­

schutzes anzulegenden Maßstäben der EBA-Richtlinie wird der Planfeststel­

lungsbeschluss gerecht. Ergänzungen bzw. Verbesserungen des Rettungs- und 

Seite 21von54 



Sicherheitskonzepts sind deshalb rechtlich nicht erforderlich (vgl.§ 74 Abs. 2 

Satz 2 VwVfG). Nach den Festsetzungen des Planfeststellungsbeschlusses wer­

den die nach Ziffer 2.2 EBA-Richtlinie regelmäßig zu wahrenden maximalen 

Abstände für Zuwegungen zu einer Schienenstrecke zur Heranführung der 

Fremdrettungskräfte von 1 ooo m mit durchschnittlich ca. 500 m deutlich un­

terschritten. Die nach Ziffer 2.2 EBA-Richtlinie vorgesehene Mindestbreite für 

Zugänge von 1,60 m, die die Möglichkeit der Begegnung von Personen aus­

drücklich berücksichtigt, wird gewahrt. Dies gilt auch hinsichtlich der nach Zif­

fer 2.2 EBA-Richtlinie geforderten Mindestbreite gleisparalleler Rettungswege 

von 0,80 m. Der Sachbeistand der Beigeladenen hat in diesem Zusammenhang 

in der mündlichen Verhandlung darauf hingewiesen, dass die Rettung von Per­

sonen auf den Rettungswegen nicht den einzigen Fluchtweg darstellt. Die Ret­

tung aus einer Gefahrenzone könne insbesondere auch innerhalb des Zuges er­

folgen. 

53 Aus dem Vorbringen der Klägerin in dem Parallelverfahren BVerwG 7 A 10.19 in 

der mündlichen Verhandlung ergibt sich nichts Anderes. Sie vermochte zwar 

durch ihren Sachbeistand, Branddirektor Bremer, aufzuzeigen, dass die von ihr 

geforderten baulichen Anpassungen maßgeblich zu einer weiteren Effektivie­

rung des feuerwehrlichen Einsatzgeschehens beitragen könnten. Dies kann je­

doch nicht infrage stellen, dass der angefochtene Planfeststellungsbeschluss den 

in der EBA-Richtlinie niedergelegten und mithin nach breiter fachlicher Ein­

schätzung für hinreichend erachteten Standards des Brand- und Katastrophen­

schutzes bei Planung, Bau und Betrieb von Schienenwegen entspricht. Hinzu 

kommt, dass der Planfeststellungsbeschluss nicht nur bei der Verkürzung der 

Abstände der Fluchttüren, sondern auch bei der Anordnung der Flucht- und 

Servicetüren an mehreren Stellen über das nach der EBA-Richtlinie Erforderli­

che hinausgegangen ist und die Anzahl der Zugangstüren auf insgesamt 46 er­

höht sowie nebeneinander liegende Türen vorgesehen hat, um den Rettungszu­

gang bzw. die Fluchtmöglichkeiten zu verbessern. 

54 4. Die Planfeststellungsbehörde hat der fach planerischen Bewältigung des vom 

planfestgestellten Schienenwegausbau ausgehenden Verkehrslärms zu Recht die 

Verkehrsprognose 2025 und nicht die im Zeitpunkt der Planfeststellung aktuel­

lere Verkehrsprognose 2030 zugrunde gelegt. 
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55 a) Maßgeblich für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit eines Planfeststellungs­

beschlusses ist allerdings grundsätzlich die Sach- und Rechtslage bei dessen Er­

lass (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Februar 2017 - 7 A 2.15 - BVerwGE 158, 

1 Rn. 21 m.w.N.), so dass die in diesem Zeitpunkt vorliegende Prognose zu ver­

wenden ist. Ein vom Zeitpunkt des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses 

abweichender Zeitpunkt gilt allerdings hinsichtlich der Bewältigung des vom 

Schienenweg ausgehenden Verkehrslärms. Der durch Gesetz vom 29. November 

2018 (BGBI. 1 S. 2237) mit Wirkung vom 7. Dezember 2018 in das Allgemeine 

Eisenbahngesetz eingefügte und daher auf den Planfeststellungsbeschluss der 

Beklagten anzuwendende § 18g Satz 2 AEG bestimmt, dass hinsichtlich des zu 

erwartenden Verkehrslärms das Planfeststellungsverfahren mit der zum Zeit­

punkt der Einreichung des Plans prognostizierten Verkehrsentwicklung zu Ende 

zu führen ist, wenn die Auslegung des Plans öffentlich bekannt gemacht worden 

ist und sich der Beurteilungspegel aufgrund von zwischenzeitlichen Änderungen 

der Verkehrsentwicklung weder um mindestens 3 dB(A), noch auf mindestens 

70 dB(A) am Tage oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht. Mit dieser 

Neuregelung will der Gesetzgeber für bereits laufende Planfeststellungsverfah­

ren, deren Plan öffentlich bekannt gemacht worden ist, Rechtssicherheit im 

Hinblick auf die für die Schallschutzgutachten maßgebenden prognostizierten 

Zugzahlen erlangen (BR-Drs. 389/18 S. 36; vgl. zum Ganzen Antweiler, NVwZ 

2019, 29 <31 f.> ). Über den Bereich der Bewältigung des Verkehrslärms hinaus 

bewirkt§ 18g Satz 2 AEG dagegen keine Verschiebung des für die Beurteilung 

der Rechtmäßigkeit des Planfeststellungsbeschlusses maßgeblichen Zeitpunkts. 

Die Bestimmung trifft, wie sich aus ihrer Bezugnahme in Satz 1 auf die der "Be­

rechnung des Beurteilungspegels" zugrundeliegende Verkehrsentwicklung und 

die in Satz 2 wiedergegebenen Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung 

(16. BlmSchV) ergibt, eine Sonderregelung nur insoweit, als die Verkehrsprog­

nose für die Berechnung des zu gewährleistenden Lärmschutzes maßgeblich ist. 

Das hat zur Folge, dass es im Übrigen, etwa bei der Prüfung der naturschutz­

rechtlichen AusWirkungen eines Schienenweges oder der Abwägung der Be­

lange, bei dem allgemeinen Grundsatz bleibt und aktuelle Verkehrsprognosen 

zu berücksichtigen sind. Hiervon ist auch die Planfeststellungsbehörde ausge­

gangen. 
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56 Die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 18g Satz 2 AEG sind vorliegend er­

füllt. Im Hinblick auf die deutliche Abnahme der bei Erlass des Planfeststel­

lungsbeschlusses im Zuge der Verkehrsprognose 2030 gegenüber der Verkehrs­

prognose 2025 erwarteten Verkehrsmenge (Rückgang der erwarteten Zahl der 

Güterzüge von 77 auf 39, Steigerung der erwarteten Zahl der Personenzüge von 

44 auf 48 und damit Rückgang der Gesamtzahl der erwarteten Züge von 121 auf 

87) ist sogar von einer Reduzierung der Beurteilungspegel auszugehen. Dies gilt 

auch unter Zugrundelegung der zuletzt erwarteten Zahl von 56 Personenzügen. 

Auf diesen Fall ist§ 18g Satz 2 AEG nach seinem insoweit eindeutigen Wortlaut 

ebenfalls anwendbar (vgl. Reimold/U1land, UPR Sonderheft 2019, 476 <477> ). 

57 b) Rechtlicher Maßstab für die Bewertung des vom Schienenweg ausgehenden 

Verkehrslärms sind die§§ 41 ff. BlmSchG und die Verkehrslärmschutzverord­

nung (16. BlmSchV). Hinsichtlich der Anwendung der maßgeblichen Fassung 

dieser Normen hat die Planfeststellungsbehörde zu Recht gebilligt, dass der 

Gutachter die Beurteilungspegel für Schienenverkehrsgeräusche noch auf der 

Grundlage der Anlage 2 zu § 3 der 16. BlmSch V in der bis zum 31. Dezember 

2014 geltenden Fassung vom 12. Juni 1990 (BGBL 1S.1036) - Schall 03 1990 -

berechnet hat. 

58 Wenn die Kläger annehmen, die Schall 03 1990 sei nicht mehr anwendbar, weil 

die genannte Anlage zur Verkehrslärmschutzverordnung im Zeitpunkt der Plan­

feststellung bereits eine neue Fassung erhalten hatte, übersehen sie die Rege­

lung in§ 4 Abs. 3 Satz 1 der 16. BimSchV in der ab dem 1. Januar 2015 gelten­

den Fassung (Art. 1 der Verordnung vom 18. Dezember 2014, BGBL 1 S. 2269). 

Darin wird angeordnet, dass§ 3 i.V.m. Anlage 2 der Verkehrslärmschutzverord­

nung in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung weiter anzuwenden 

ist für Abschnitte von Vorhaben, für die - wie hier - das Planfeststellungsverfah­

ren bis zum 31. Dezember 2014 bereits eröffnet und die Auslegung des Plans öf­

fentlich bekannt gemacht worden ist. 

59 Ohne Erfolg wenden die Kläger ein, die Schall 03 1990 habe nicht angewendet 

werden dürfen, weil sie weder dem Stand der Technik noch weltweit anerkann­

ten Schallausbreitungsregeln (ISO 9613-2) entspreche. Dieser Einwand verfehlt 
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den anzulegenden rechtlichen Maßstab. Als Anlage zur Verkehrslärmschutzver­

ordnung ist die Schall 03 1990 Bestandteil des immissionsschutzrechtlichen 

Lärmschutzkonzepts für Schienenwege und mit normativer Verbindlichkeit aus­

gestattet, die nur durch einen zur Nichtigkeit führenden Widerspruch zu höher­

rangigem Recht, namentlich den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Ge­

sundheitsschutzes, beseitigt werden kann (BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 

- 3 A i.16 -Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 59 ff.). 

60 Die Kläger irren, wenn sie einen solchen Widerspruch insbesondere aus der 

- vermeintlichen - Missachtung des Standes der Technik ableiten wollen. Inner­

halb des Lärmschutzkonzepts für Verkehrswege nach§§ 41 ff. BimSchG sind 

nur Maßnahmen des Vorhabenträgers zur Vermeidung von Verkehrsgeräuschen 

am Stand der Technik zu messen(§ 41 Abs. 1 BimSchG). Die dem Verordnungs­

geber erteilte Ermächtigung in§ 43 Abs. 1 Satz 1Nr.1 BimSchG zum Erlass von 

Vorschriften "über das Verfahren zur Ermittlung der Emissionen oder Immissi­

onen" enthält keine derartige Vorgabe. Daher ist es unerheblich, ob die Schall 

03 1990 - wie es die Kläger in Abrede stellen - das Schallausbreitungsmodell der 

ISO 9613-2 berücksichtigt, selbst wenn dieses Regelwerk den Stand der Technik 

verkörpern würde (BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 - 3 A i.16 -Buchholz 

442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 61). 

61 Eine Verpflichtung des Verordnungsgebers, seine Berechnungsvorschriften für 

Verkehrsgeräusche fortlaufend dem Stand der Technik anzupassen, lässt sich 

auch nicht aus höherrangigem Recht herleiten. Dem Gesetz- und Verordnungs­

geber steht nach gefestigter Rechtsprechung nicht nur bei der Festlegung der 

Immissionsgrenzwerte, sondern auch bei der Bestimmung des Rechenverfah­

rens zur Ermittlung der Immissionsbelastung ein weiter Einschätzungs-, Wer­

tungs- und Gestaltungsspielraum zu, der einer gerichtlichen Nachprüfung nur 

begrenzt offensteht ( vgl. BVerwG, Urteile vom 15. Dezember 2011 - 7 A 11.10 -

Buchholz 406.25 § 41 BimSchG Nr. 59 Rn. 28 und vom 29. Juni 2017- 3 A i.16 -

Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 62). 

62 c) Es ist nichts dafür ersichtlich, dass der Verordnungsgeber die Grenzen seines 

normativen Ermessens überschritten hat. Das wäre nur der Fall, wenn die bei 

Anwendung der Schall 03 1990 rechnerisch ermittelte Geräuschbelastung die 
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Wirklichkeit völlig unzulänglich abbilden und damit die grundrechtliche Schutz­

pflicht aus Art. 2 Abs. 2 GG verletzen würde. Dafür ist aber nichts erkennbar. 

Den Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung folgend akzeptiert die Recht­

sprechung seit langem, dass der Verordnungsgeber in der Verkehrslärmschutz­

verordnung - wie in anderen Regelwerken auch - ausschließlich auf Mittelungs­

pegel abstellt und Maximalpegel nicht gesondert zur Bewertung der Belastung 

heranzieht. Damit ist das normative Ermessen nicht überschritten (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 18. März 1998 - 11 A 55.96 - BVerwGE 106, 241 <246 >und 

Beschluss vom 29. April 2003 - 9 B 59.02 - juris Rn. 64). Dieses erlaubt, bei der 

Erstellung einer Lärmschutzkonzeption, deren integraler Bestandteil das Re­

chenverfahren ist, gegenläufige öffentliche und private Interessen und Aspekte 

der Praktikabilität wie Einfachheit der Verfahren, einheitliche Anwendbarkeit 

und internationale Vergleichbarkeit mit zu berücksichtigen, soweit die Korrela­

tion mit Lärmwirkungen gewah1t bleibt. Dies gilt auch, soweit es um die verfas­

sungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle geht (BVerwG, Urteile vom 16. März 

2006 - 4 A 1075.04 - BVerwGE 125, 116 Rn. 376 f. und vom 29. Juni 2017 - 3 A 

i.16 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 65). 

63 Dass der Gesetz- und Verordnungsgeber Mittelungspegel weiterhin für geeignet 

erachtet, innerhalb des Konzepts der§§ 41 ff. BimSchG und der Verkehrslärm­

schutzverordnung für die angestrebte Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwir­

kungen durch Verkehrsgeräusche zu sorgen, zeigt der Umstand, dass auch die 

Neufassung der Schall 03 aus dem Jahr 2014 (Anlage 2 der 16. BimSchV i.d.F. 

von Art. 1 der Verordnung vom 18. Dezember 2014, BGBl. I S. 2269) ausschließ­

lich Mittelungspegel für maßgebend erachtet (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 

2017- 3 A 1. 16 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 65). 

64 Für einen Ausnahmefall, in dem es gegebenenfalls geboten sein kann, zusätzlich 

Maximalpegel zur Bewertung heranzuziehen, ist hier nichts ersichtlich. Insbe­

sondere folgt ein solcher Ausnahmefall nicht allein daraus, dass Schienenver­

kehr intermittierende, also zeitlich schwankende Geräusche mit teils hohen Pe­

gelspitzen hervorruft (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017- 3 A i.16 - Buch­

holz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 66). Aus den von den Klägern beigebrachten 

Unterlagen ergibt sich nichts Anderes. Vorgelegt wurden keine (neuen) For­

schungsstudien mit konkreten wissenschaftlichen Erkenntnissen, sondern (nur) 
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eine Auswertung vorhandener Literatur sowie lärmmedizinische Einschätzun­

gen, die hinsichtlich des Schienenverkehrslärms lediglich thesenartig an in an­

deren tatsächlichen Zusammenhängen gewonnene Erkenntnisse anknüpfen. 

65 d) Bei der Berechnung der Beurteilungspegel war auch der so genannte Schie­

nenbonus zu berücksichtigen. Die Schall 03 1990 sieht vor, dass von den sich 

rechnerisch ergebenden Mittelungspegeln für den Tag und die Nacht ein Ab­

schlag von 5 dB(A) vorzunehmen ist (Korrektursummand S der Anlage 2 zu § 3 

der 16. BlmSchV a.F.). Die Berücksichtigung des Schienenbonus ist mit§ 43 

Abs. 1 Satz 2 BlmSchG i.d.F. des Elften Gesetzes zur Änderung des Bundes­

Immissionsschutzgesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 1943) vereinbar. Dies hat 

der 3. Senat des Bundesverwaltungsgerichts in seinem Urteil vom 29. Juni 2017 

- 3 A i.16 - (Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 67 ff.) im Einzelnen dargelegt. 

Hierauf wird verwiesen. 

66 Schließlich ist auch nicht ersichtlich, dass es aus Gründen des Verfassungs­

rechts geboten war, den Schienenbonus abzuschaffen. Zwar ist nach dem Stand 

der Wirkungsforschung nicht zu bestreiten, dass langfristige Einwirkungen von 

Schienenverkehrsgeräuschen mitursächlich für Gesundheitsbeeinträchtigungen 

sein können. Jedoch ist im vorliegenden Zusammenhang nicht diese -vom Ge­

setzgeber geteilte - abstrakte Erkenntnis (vgl. BT-Drs. 17/10771, S. 4) entschei­

dungserheblich, sondern die Frage, ob grundrechtsrelevante Gefährdungen zu 

erwarten sind, wenn der Schienenbonus Bestandteil des Schutzkonzepts der 

§§ 41 ff. BlmSchG ist. Diese Frage ist zu verneinen. Auch insoweit schließt sich 

der Senat den Ausführungen des 3. Senats des Bundesverwaltungsgerichts in 

seinem Urteil vom 29. Juni 2017 - 3 A 1. 16 -(Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 

Rn. 67 ff.) vollinhaltlich an (vgl. zum Ganzen auch BVerwG, Urteil vom 8. Sep­

tember 2016 - 3 A 5.15 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 75 Rn. 50 ff.). 

67 e) Nach allem bedarf es zu den Fragen der Vereinbarkeit der nach der Schall 03 

1990 festgelegten Berechnungsverfahren, des Schienenbonus bzw. des Norm­

programms zur Bewältigung von Schienenverkehrslärm insgesamt mit höher­

rangigem Recht entgegen der Vorlageanregung 2, Unterpunkte 1 und 2 der Klä­

ger keiner Vorlage an das Bundesverfassungsgericht gemäß Art. 100 Abs. 1 GG. 
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Hinsichtlich der weiteren Anregung (Vorlageanregung 2, Unterpunkt 3) zur Be­

weispflicht der Beigeladenen zeigen die Kläger schon die spezifisch verfassungs­

rechtlichen Bezüge der angeregten Fragestellung nicht auf. Die Frage ist darü­

ber hinaus nicht entscheidungserheblich. 

68 Die zur Schall 03 1990 gestellten Teilbeweisanträge 1 und 2 des Beweisantrags 2 

der Kläger waren mangels Entscheidungserheblichkeit abzulehnen. Wie darge­

legt, sind die an die Wirksamkeit der Schall 03 1990 anzulegenden Maßstäbe 

nicht - wie die Kläger meinen - der Stand der Technik oder weltweit anerkannte 

Schallausbreitungsregeln, sondern ob diese mit§ 43 Abs. 1 Satz1Nr.1 

BimSchG und den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Gesundheits­

schutzes vereinbar ist. Damit beziehen sich die Teilbeweisanträge zugleich auf 

dem Tatsachenbeweis nicht zugängliche Rechtsfragen. Auch der Teilbeweisan­

trag 3 des Beweisantrags 2 zu den Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung 

ist nicht entscheidungserheblich. Die Berechnungsmethoden für die Schallaus­

breitung sind normativ verbindlich vorgegeben und nicht willkürlich. Der Teil­

beweisantrag 4 des Beweisantrags 2, mit dem behauptet wird, die Kläger zu 4 

bis 7 seien von grundrechtsrelevanten Lärmbeeinträchtigungen betroffen, ist ins 

Blaue hinein formuliert. 

69 5. Die im Auftrag der Beigeladenen von der A.LT GmbH durchgeführte schall­

technische Untersuchung in Gestalt der Neuberechnung vom 28. Juni 2016 

(PFA, Anlage 15.1), auf der das Schallschutzkonzept basiert, ist keinen durch­

greifenden Bedenken ausgesetzt. 

70 a) Dies gilt zunächst hinsichtlich der von den Klägern infrage gestellten Sach­

kunde und Unparteilichkeit der von der Beigeladenen mit der Erstellung der 

Untersuchung beauftragten A.I.T GmbH. Die Behauptung der Kläger, diese sei 

zu einer objektiven Beurteilung der Schallimmissionen nicht in der Lage, ist un­

substantiiert. Die insoweit behaupteten Tatsachen - insbesondere, dass die Auf­

träge der Beigeladenen die wesentliche Einnahmequelle der Gutachterin dar­

stellen - vermögen diese Schlussfolgerung nicht zu tragen. Eine solche Schluss­

folgerung kann sich auch nicht auf den von den Klägern vorgelegten Beschluss 

des Oberlandesgerichts Bamberg vom 8. Juni 2016 (5 W 4 6/16 - nicht veröffent-
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licht) stützen. Dieser Beschluss bezieht sich auf die Ablehnung eines vom Ge­

richt bestellten Sachverständigen, dessen Unternehmen 30 % ihres Umsatzes 

mit einem der Verfahrensbeteiligten erzielt. Um die Erstellung eines gerichtli­

chen Gutachtens bzw. die Abfassung eines Obergutachtens geht es vorliegend 

jedoch nicht. Die Einholung eines solchen stünde erst inmitten, wenn der Senat 

zu der Überzeugung gelangt wäre, dass die Voraussetzungen für die Verwertbar­

keit eines vorliegenden Gutachtens nicht gegeben sind (vgl. hierzu etwa 

BVerwG, Beschluss vom 10. Oktober 2017- 7 B 4.17- juris Rn. 12 m.w.N.). Dies 

ist jedoch nicht der Fall. 

71 b) Auch in sachlicher Hinsicht wird das von der A.I.T GmbH vorgelegte Gutach­

ten durch das von den Klägern in Auftrag gegebene Gutachten des Sachverstän­ 

digen Dr. N     vom 28. Oktober 2019 nicht erschüttert. Erkennbare Mängel des 

Gutachtens der A.I.T GmbH vermögen die Kläger nicht aufzuzeigen. 

72 aa) Die Verwendung der Software SoundPLAN in der Version 6.5 aus dem Jahr 

2008 für die Schalluntersuchung unterliegt keinen Bedenken. Anders als von 

den Klägern behauptet, enthält das bei den Akten befindliche Schreiben der 

Braunstein + Berndt GmbH, der Entwicklerin der Software SoundPLAN, vom 

6. Juni 2014 an die A.I.T GmbH keine Warnung davor, für die für das planfest­

gestellte Vorhaben durchzuführenden Berechnungen die Software in der Ver­

sion 6.5 heranzuziehen. Vielmehr wird in dem Schreiben unter "Schlussfolge­

rungen" (S. 6) ausgeführt, dass das Rechenmodell der A.I.T GmbH für in sich 

stimmig gehalten werde und die Software SoundPLAN sowohl in der Version 

6.5 als auch in der Version 7.3 die Testaufgaben der Schall 03 1990 erfülle. 

73 Soweit die Kläger die generelle Eignung der Software zur Durchführung von Be­

rechnungen auf der Grundlage der Schall 03 1990 in Zweifel ziehen, bleibt dies 

unsubstantiiert. Allein daraus, dass zwischenzeitlich neuere Versionen der Soft­

ware SoundPLAN bzw. Updates zur Verfügung stehen, lässt sich nicht auf die 

Ungeeignetheit der Version 6.5 schließen. Dagegen spricht schon, dass die nach 

der Schall 03 1990 anzustellenden Berechnungen auf einem bereits im Jahr 

1990 vorgelegten Regelwerk fußen. Soweit die Kläger die Geeignetheit der vom 

Hersteller abgegebenen Konformitätserklärung bemängeln, ist festzuhalten, 

dass die Schall 03 1990 schon keine solche Konformitätserklärung fordert (vgl. 
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BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 - 3A 1.16 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 

Rn. 77). 

74 bb) Hinsichtlich der Funktionalitäten der Software SoundPLAN Version 6.5 be­

haupten die Kläger, dass Schallreflexionen keine Berücksichtigung finden und 

dies zu Defiziten der Begutachtung führe. Demgegenüber erläutert die Beigela­

dene nachvollziehbar, dass bei den der Planfeststellung zugrunde gelegten 

Schallneuberechnungen aus dem Jahr 2016 eine Berechnung ohne Berücksich­

tigung von Abschirmungswirkungen und Reflexionen stattgefunden habe und 

eine Berechnung von Reflexionen nicht erlorderlich gewesen sei, weil beider­

seits des Schienenweges durchgängig hochabsorbierende Schallschutzwände 

vorgesehen seien. 

75 Bei der erforderlichen Berechnung der Seiten- und Rückseitenpegel an Gebäu­

den kann deren Eigenabschirmung im Rahmen der Software SoundPLAN Ver­

sion 6.5 Berücksichtigung finden. Hierfür steht die Funktionalität "Einfallswin­

kel durch die Fassade begrenzt" zur Verfügung. Insoweit bedarl es der seitens 

der Kläger als zur Berücksichtigung der Eigenabschirmung der einzelnen Ge­

bäude für ungeeignet erachteten händischen Winkelkorrektur nicht. Im Übrigen 

bestehen keine normativen Vorgaben, wie genau die Seiten- und Rückseitenpe­

gel eines Gebäudes im Rahmen der Schall 03 1990 zu ermitteln sind; es fehlen 

Anweisungen dazu, wie die Gebäudegeometrie hierbei zu berücksichtigen ist 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 3. März 1999 - 11A 9.97- Buchholz 406.25 § 41 

BimSchG Nr. 26 S. 26). 

76 cc) Das von den Klägern zur Erschütterung der Untersuchungen der Gutachte­

rin der Beigeladenen vorgelegte Gutachten des Sachverständigen Dr. N

 vom 28. Oktober 2019 geht im Übrigen insoweit ins L e ere, als die dort geäu­ 

ßerte Kritik am Gutachten der A.I.T GmbH maßgeblich an deren ursprünglichen 

Berechnungen.ansetzt, die durch die Neuberechnung vom 28. Juni 2016 ersetzt 

und der Planfeststellung nicht mehr zugrunde gelegt worden sind (vgl. etwa 

S. 21 ff. des Gutachtens Dr. N       vom 28. Oktober 2019). Die insoweit nicht 

gewürdigte Neuberechnung vom 28. Juni 2016 berücksichtigt keine abschir­ 

mende Wirkung von Gebäuden und sonstigen Hindernissen, sondern lediglich 

die Eigenabschirmung der Gebäude im Wege der Ermittlung der Front...: , Seiten-
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und Rückseitenpegel anhand der im Kataster dokumentierten Grundrisse bei ei­

ner angenommenen Gebäudehöhe von null Metern (vgl. im Einzelnen Erläute­

rungsbericht zur schalltechnischen Untersuchung, insbesondere S. 5 ff. und 21, 

PFA, Anlage 15.1). Im Ergebnis führt diese Vorgehensweise -was die Kläger un­

berücksichtigt lassen - zu einer deutlich höheren Zahl von Schallschutzansprü­

chen Betroffener gegenüber der ursprünglich durchgeführten Berechnung. So­

weit in Folge dieser Neuberechnung in einer deutlich geringeren Zahl Ansprü­

che Betroffener auf passiven Schallschutz entfallen würden, bleiben die auf der 

Grundlage der ursprünglichen Berechnungen ermittelten Berechtigungen im 

Zuge der von der Beklagten getroffenen Meistbegünstigungsregelung erhalten 

(vgl. hierzu PFB, S. 22 und 101 f. sowie Planunterlage 15.9 - Pegelvergleichsliste 

Meistbegünstigungsregel ung). 

77 Zudem erscheint es dem Senat entsprechend der nachvollziehbaren Darlegun­ 

gen der Beigeladenen plausibel, dass der Gutachter Dr. N         bei seinen Be­

rechnungen die Eigenabschirmung der Gebäude in methodisch unzutreffender 

Weise unberücksichtigt gelassen hat. In der Konsequenz gelangt der Gutachter 

der Kläger zu nahezu gleichen und mithin nicht wirklichkeitsgerechten Immissi­ 

onswerten für die verschiedenen Fassadenseiten der jeweiligen Gebäude. Ab­ 

weichungen gegenüber den Berechnungen der Gutachterin der Beigeladenen er­ 

geben sich folgerichtig insbesondere bezüglich von Seiten- und Rückseitenpe­ 

geln. 

78 dd) Auch die weitere an der schalltechnischen Untersuchung der Beigeladenen 

geübte Kritik greift nicht durch. Soweit die Kläger eine Berücksichtigung von 

Sonderobjekten fordern, ist dies zwar nach Anlage 2 zu § 3 Satz 1 der 

16. BimSch V in der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung erforderlich.

Jedoch ist nicht dargetan, dass eine solche Berücksichtigung - soweit sie die 

Schall 03 1990 vorsieht- nicht erfolgt ist. Namentlich wurde bei der Begutach­

tung der Zuschlag für Bahnübergänge nach Ziffer 5.7 der Schall 03 1990 in 

Höhe von 5 dB(A) nicht übergangen. Nach den nachvollziehbaren Darlegungen 

der Beigeladenen wurde neben dem durchgängig angewandten Zuschlag für Be­

tonschwellen in Höhe von 2 dB(A) insoweit ein weiterer Zuschlag von 3 dB(A) 

aufaddiert. Der Anwendung eines Kurvenzuschlags nach Ziffer 5.8 der Schall 03 

1990 bedurfte es mangels entsprechend kleiner Kurvenradien unter 500 m im 
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Planfeststellungsbereich nicht. Auch das der schalltechnischen Untersuchung 

zugrunde gelegte Zugmengengerüst unter Einschluss von ICE-Zügen hat die 

Beigeladene mit Blick auf die teilweise Nutzung der Strecke 1522 durch Züge der 

Strecke 1520 nachvollziehbar erläutert. 

79 Entgegen der Behauptung der Kläger wurde im Rahmen der schalltechnischen 

Untersuchung eine Kosten-Nutzen-Analyse der planfestgestellten Schallschutz­

maßnahmen vorgenommen (vgl. Erläuterungsbericht zur schalltechnischen Un­

tersuchung, S. 26 ff.). Dass die Lage der Immissionsorte von der Gutachterin 

nicht beschrieben und Topographieänderungen nicht dargestellt worden seien, 

substantiieren die Kläger nicht. Soweit die Kläger die Grundlagen der Berech­

nung vermissen und behaupten, es würde als Eingangsdaten lediglich ein Zug­

programm und als Ergebnis lediglich die Pegelliste dargestellt, ist diese Rüge 

mit Blick auf den Erläuterungsbericht zur schalltechnischen Untersuchung (vgl. 

Erläuterungsbericht zur schalltechnischen Untersuchung, S. 13 ff., PFA, Anlage 

15.1) nicht nachvollziehbar. 

80 Soweit von den Klägern eine Darstellung und Erläuterung des Rechenwegs zur 

Kontrolle der Rechenschritte und der Plausibilität des Ergebnisses der schall­

technischen Untersuchung gefordert wird, geht dies über bestehende Erforder­

nisse hinaus. Rechtlich erforderlich ist nicht, dass aus den planfestgestellten 

Unterlagen jeder Rechenschritt nachvollziehbar hervorgeht oder ein Außenste­

hender die Beurteilungspegel auf der Grundlage des Gutachtens selbst nach­

rechnen kann. Vielmehr genügt eine Plausibilisierung dahin, dass die rechneri­

schen Anforderungen der Schall 03 1990, insbesondere was die nötigen Ein­

gangsdaten angeht, erfüllt worden sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 

- 3 A i.16 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 78). Das ist hier der Fall. Re­

chenfehler konnten die Kläger nicht aufzeigen. Für die geforderte Annahme ei­

nes Unsicherheitszuschlages in Höhe von 2 dB(A) fehlt eine rechtliche Grund­

lage (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017 - 3 A i.16 - Buchholz 442.09 § 18 

AEG Nr. 77 Rn. 72). 

81 Im Übrigen vermögen die Kläger auch nicht darzulegen, wo sich die von ihnen 

behaupteten Fehler der schalltechnischen Begutachtung - auch unter Berück-
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sichtigung der im Planfeststellungsbeschluss getroffenen Meistbegünstigungsre­

gelung -auf den den Betroffenen zu gewährenden Schutzstandard negativ aus­

wirken würden. Dies gilt auch hinsichtlich der Wohngebäude der Kläger. Für 

das von den Klägern ebenfalls angesprochene, nahe der Pferdemarktbrücke ge­

legene Hotel Rosenbohm besteht ebenfalls ein Anspruch auf passiven Schall­

schutz. 

82 ee) Hinsichtlich des Wohnhauses der Klägerin zu 2 (Sophienstraße 7) hat die 

Beigeladene die zunächst fehlende Berechnung für das zweite Obergeschoss im 

Klageverfahren nachgereicht. Eine Erweiterung der bestehenden Ansprüche auf 

passiven Lärmschutz ist auf der Grundlage der für das zweite Obergeschoss er­

mittelten Immissionswerte, die im Bereich der Belastung von Erdgeschoss und 

erstem Obergeschoss liegen, nicht ersichtlich. Der hinsichtlich der Betroffenheit 

ihres Grundstücks von künftigen vorhabenbedingten Schallimmissionen auf 

Neuverbescheidung gerichtete Hilfsantrag der Klägerin zu 2 ist deshalb unbe­

gründet. 

83 Auch die weiteren zur vorhabenbedingten Lärmbelastung gestellten Hilfsan­

träge sind unbegründet. Soweit die Kläger bezüglich gegebenenfalls noch zu 

treffender (weiterer) Immissionsschutzmaßnahmen einen Entscheidungsvorbe­

halt - wohl im Sinne von § 74 Abs. 3 VwVfG - und Schutzauflagen -wohl im 

Sinne von§ 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG-fordern, und dies insbesondere damit be­

gründen, dass die Verkehrsprognose grob unsicher sei, hat sich diese den Hilfs­

anträgen zugrunde gelegte Behauptung -wie dargelegt - nicht bestätigt. Ent­

sprechendes gilt hinsichtlich der behaupteten Fehlerhaftigkeit der schalltechni­

schen Untersuchung der Beigeladenen und des hierauf beruhenden planfestge­

stellten Schallschutzkonzepts. Insoweit fehlt den Hilfsanträgen 1 und 2 sowie 4 

und 5 (soweit sich letzterer auf die Frage der Lärmbelastung bezieht) jeweils die 

tatsächliche Grundlage. Weitere Maßnahmen des Schallschutzes -wie etwa die 

Anordnung einer Streckenhöchstgeschwindigkeit für Güterzüge (so der Hilfsan­

trag 5 der Kläger) - kommen hiernach ebenfalls nicht in Betracht. 

84 Im Übrigen kommt ein Entscheidungsvorbehalt - wie er mit den Hilfsanträgen 

1, 2 und 4 von den Klägern verfolgt wird - in rechtlicher Hinsicht nach§ 74 
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Abs. 3 VwVfG ohnedies nur in Betracht, soweit eine abschließende Entschei­

dung noch nicht möglich ist. Andernfalls hat der Planfeststellungsbeschluss 

nach der Entscheidung des Gesetzgebers und des im Planfeststellungsrecht gel­

tenden Grundsatzes der Problembewältigung eine abschließende verbindliche 

Entscheidung über das Vorhaben und die erforderlichen Schutzvorkehrungen 

zu treffen. Das auch vorliegend inmitten stehende allgemeine Prognoserisiko, 

dass es anders kommen kann als prognostiziert, ist kein Fall der Unmöglichkeit 

einer abschließenden Entscheidung (vgl. BVerwG, Urteil vom 22. November 

2000 - 11C2.00 - BVerwGE 112, 221 <224 ff.> m.w.N.). Auch insoweit kann 

den auf Entscheidungsvorbehalte gerichteten Hilfsanträgen nicht gefolgt wer­

den. 

85 ff) Für den Schutz gegen nicht voraussehbare Wirkungen müssen sich die davon 

gegebenenfalls Betroffenen auf die Ansprüche verweisen lassen, die ihnen § 75 

Abs. 2 Satz 2 bis 4 VwVfG nach Unanfechtbarkeit des Planfeststellungsbeschlus­

ses - und mithin außerhalb des Verlahrensgegenstandes - gewährt. Das betrifft 

auch solche nachteiligen Wirkungen, deren zukünftiger Eintritt zwar theoretisch 

denkbar ist, sich aber mangels besonderer Anhaltspunkte noch nicht konkret 

absehen lässt. Verständiger Weise ist nur mit solchen Wirkungen zu rechnen, 

deren Eintritt sich nicht nur als abstrakte, sondern als konkrete Möglichkeit ab­

zeichnet. Anderenfalls bliebe für die Anwendung des § 75 Abs. 2 Satz 2 bis 4 

VwVfG praktisch kein Raum (vgl. BVerwG, Urteil vom 22. November 2000 

- 11 C 2.00 - BVerwGE 112, 221 <226> m.w.N.). 

86 Soweit die Kläger mit den Hilfsanträgen 6 und 7 die Verpflichtung der Projekt­

trägerin zur Erstattung bestimmter Kostenpositionen im Zusammenhang mit 

der Anschaffung und dem Betrieb von Einrichtungen des passiven Schallschut­

zes beantragen, bedarf es keiner diesbezüglichen Festsetzungen im Planfeststel­

lungsbeschluss. Dieser beschränkt sich insoweit zu Recht darauf, den Entschä­

digungsanspruch für Maßnahmen des passiven Schallschutzes für die betroffe­

nen Gebäude dem Grunde nach festzustellen (vgl. PFB, S. 22). Die Höhe der je­

weils zu leistenden Entschädigung bestimmt sich nach § 42 Abs. 2 BimSchG 

i.V.m. der Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung (24. BimSchV). 

Im Streitfall erfolgt eine behördliche Festsetzung der Entschädigung durch 

schriftlichen Bescheid(§ 42 Abs. 3 Satz 1 BimSchG). 
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87 gg) Die von den Klägern zur schalltechnischen Untersuchung gestellten Beweis­

anträge (Beweisantrag 1, Beweisfragen 1 bis 5 und Beweisantrag 2, Beweisfrage 

4) waren ebenfalls abzulehnen. Ob die von der Firma A.I.T GmbH erarbeiteten 

Schallimmissionsprognosen aus den von den Klägern behaupteten Gründen 

nicht brauchbar oder nicht nachvollziehbar sind, unterliegt der - oben dargeleg­

ten -rechtlichen Beurteilung durch den Senat. Die Behauptung, die A.l.T GmbH 

sei zu einer objektiven Beurteilung der Schallimmissionen nicht in der Lage, ist 

-wie dargelegt -unsubstantiiert. Ob die der Schallimmissionsprognose der Gut­

achterin zugrundeliegende Schallausbreitung nach den Vorgaben der Schall 03 

1990 erstellt worden ist, ist - abgesehen davon, dass der Beweisantrag insoweit 

nur Vermutungen enthält -ebenfalls eine Rechtsfrage. Dies gilt auch für die 

Frage der Erforderlichkeit einer Konformitätserklärung für die von der A.I.T 

GmbH verwendete Software. Die Behauptung, die verwendete Software Sound­

PLAN in der Version 6.5 sei zur Berechnung nach der Schall 03 1990 ungeeig­

net, ist unsubstantiiert. Soweit die Kläger ein Schreiben des Herstellers der Soft­

ware SoundPLAN an den Geschäftsführer der A.I.T GmbH vom 6. Juni 2014 in 

Bezug nehmen, handelt es sich um einen Aktenbestandteil, dessen Bewertung 

einer Beweiserhebung nicht zugänglich ist. Das Schreiben enthält im Übrigen 

- wie dargelegt - nicht die von den Klägern behauptete Warnung, die Software 

nicht mehr zu verwenden. Die Behauptung im Beweisantrag 2, Beweisfrage 4, 

die Lärmbelastungswerte hinsichtlich der Kläger zu 4 bis 7 würden selbst bei 

folgerichtiger Anwendung der Schall 03 1990 die grundrechtliche Zumutbar­

keitsschwelle überschreiten, entbehrt jeder Grundlage und erfolgt mithin in un­

zulässiger Weise ins Blaue hinein. 

88 Nach allem bedarf es -abgesehen davon, dass die Kläger mit ihrer Vorlageanre­

gung 3 zur Billigung des Schallschutzkonzepts der Beigeladenen durch die Be­

klagte schon nicht die Verfassungswidrigkeit einer gesetzlichen Regelung be­

haupten, sondern das exekutive Vorgehen der Planfeststellungsbehörde kritisie­

ren -auch keiner Vorlage an das Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 

Satz 1 GG. 

89 6. Defizite des Planfeststellungsbeschlusses bei der Bewältigung der zu erwar­

tenden betriebsbedingten Erschütterungen bestehen nicht. 
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90 Nach gefestigter Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind Belastun­

gen, die die plangegebene Vorbelastung nicht übersteigen, grundsätzlich hinzu­

nehmen (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. November 2013 - 7 A 28.12 - Buchholz 

442.09 § 18 AEG Nr. 71 Rn. 45). Dies gilt auch für Belastungen mit Erschütte­

rungen. Die Zumutbarkeitsschwelle für Erschütterungsbelastungen ist nach der 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sogar erst dann überschritten, 

wenn sich die Vorbelastung vorhabenbedingt um 25 % oder mehr erhöht (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 2018 - 3 A 17.15 - BVerwGE 164, 127 Rn. 55 

m.w.N.). Bei diesem Wert handelt es sich um eine Wahrnehmungsschwelle, die 

sich auf empirisch hinreichend abgesicherte Erkenntnisse stützen kann (vgl. 

hierzu näher BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2010 - 7A 14.09 - Buchholz 316 

§ 74 VwVfG Nr. 81 Rn. 31 ff.). 

91 Auf der Grundlage der insoweit maßgeblichen Verkehrsprognose 2030 ist ge­

genüber der plangegebenen Vorbelastung eine vorhabenbedingt niedrigere Er­

schütterungsbelastung zu erwarten. Die prognostizie1te Verkehrsbelegung liegt 

um insgesamt sieben Züge unterhalb der plangegebenen Vorbelastung. Die Zahl 

der gegenüber Personenzügen erschütterungsintensiveren Güterzüge bleibt mit 

39 sogar deutlich hinter der bei 50 Güterzügen liegenden plangegebenen Vorbe­

lastung zurück. Für eine Überschreitung der grundrechtlichen Zumutbarkeits­

schwelle ist nichts ersichtlich. 

92 Dessen ungeachtet begegnet auch das von der Beigeladenen auf der Grundlage 

der höheren Verkehrsprognose 2025 in Auftrag gegebene Erschütterungsgut­

achten der Baudynamik Heiland & Mistler GmbH vom 3. November 2015 (PFA, 

Anlage 18) keinen Bedenken. Hinsichtlich der Gesamtzahl zu erwartender Züge 

(121 gegenüber 87 Zügen) und insbesondere auch hinsichtlich der Zahl der er­

schütterungsintensiveren Güterzüge (77 gegenüber 39 Güterzügen) geht die 

Verkehrsprognose 2025 gegenüber der Verkehrsprognose 2030 von einer deut­

lich intensiveren Verkehrszunahme aus, so dass das Erschütterungsgutachten 

wegen dieser prognostischen Grundlagen auf der sicheren Seite steht. Dass das 

Gutachten von falschen rechtlichen Grundlagen ausginge oder anderweitige er­

hebliche Tatsachen unzutreffend ermittelt worden wären, legen die Kläger 
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schon nicht substantiiert dar. Entsprechendes gilt auch für die geäußerten Zwei- -

fel an der Wirksamkeit der auf der Grundlage der Erschütterungsanalyse plan­

festgestellten erschütterungsmindernden Maßnahmen in Gestalt so genannter 

Schwellenbesohlungen, wie sie im gesamten Planfeststellungsabschnitt vorgese­

hen sind. Diese Maßnahmen führen dazu, dass auch unter Zugrundelegung der 

Verkehrsprognose 2025 die Zumutbarkeitsschwelle für Erschütterungsbelastun­

gen an keinem Immissionsort erreicht oder überschritten wird (vgl. Erschütte­

rungsgutachten vom 3. November 2015, S. 60 ff„ PFA, Anlage 18). 

93 Auch hinsichtlich des Immissionsortes Mo170 und der (nur) auf der Grundlage 

der Verkehrsprognose 2025 dort festzustellenden Überschreitung des KBFfr­

Wertes (Beurteilungsschwingstärke) von 0,23 ergeben sich keine rechtlichen 

Defizite des Planfeststellungsbeschlusses. Nachdem die ermittelte plangegebene 

Vorbelastung nach den unwidersprochenen Angaben der Beigeladenen bei 0,22 

liegt, wird eine Erhöhung der plangegebenen Vorbelastung um 25 % oder mehr 

auch an diesem Immissionsort selbst unter Zugrundelegung der Verkehrsprog­

nose 2025 nicht erreicht. 

94 Ausgeschlossen werden kann schließlich auch, dass sich unter Berücksichtigung 

einer nach neueren Prognosegrundlagen höheren Zahl zu erwartender Perso­

nenzüge (56 statt 48 Personenzüge täglich), die die Beigeladene im gerichtli­

chen Verfahren mitgeteilt hat, am Abwägungsergebnis etwas ändert. Gegenüber 

der dem Erschütterungsgutachten zugrunde gelegten Verkehrsprognose 2025 

bleibt die prognostizierte Streckenbelastung nämlich auch dann weit zurück (95 

gegenüber 121 Zügen insgesamt). Zudem wird die plangegebene Vorbelastung 

lediglich geringfügig überschritten (95 gegenüber 94 Zügen). Die Zahl der ge­

genüber Personenzügen erschütterungsintensiveren Güterzüge bleibt von den 

nur die Zahl der Personenzüge betreffenden neueren Prognosegrund.lagen im 

Übrigen ohnedies unberührt. 

95 Nach allem war der Hilfsantrag 3, mit dem die Kläger begehren, die Strecke zur 

Ermöglichung eines erschütterungsfreien Betriebs durchgängig in einen Beton­

trog einzubetten, in dem die Schienen auf Unterschottermatten liegen, als unbe­

gründet abzulehnen. Entsprechendes gilt hinsichtlich des Hilfsantrags 5 der 

Kläger, soweit er sich darauf bezieht, zum Schutz vor Erschütterungen auf der 
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Strecke innerhalb der geschlossenen Ortschaft Oldenburg eine Höchstgeschwin­

digkeit von 50 km/h für alle Güterzüge anzuordnen. 

96 7. Auch die in der Bauphase auftretenden Lärm- und Erschütterungsbelastun­

gen werden von der Planfeststellung ohne Rechtsfehler bewältigt. 

97 Hinsichtlich dieser Belastungen war die Beigeladene insbesondere nicht ver­

pflichtet, der Planfeststellungsbehörde schon mit den Planunterlagen ein detail­

liertes Baugutachten oder einen konkreten Bauablaufplan vorzulegen. Ein Bau­

lärm- oder Bauimmissionsgutachten setzt vielmehr eine Ausführungsplanung 

voraus, die ein Vorhabenträger ohne gesicherte Rechtsposition, die er erst mit 

dem Erlass des Planfeststellungsbeschlusses erlangt, grundsätzlich nicht erstel­

len muss (vgl. BVerwG, Urteile vom 8. September 2016 - 3 A 5.15 - Buchholz 

442.09 § 18 AEG Nr. 75 Rn. 29 und vom 29. Juni 2017 - 3 A i.16 - Buchholz 

442.09 § 18 AEG Nr. 77 Rn. 42). 

98 Die auf Belastungen mit Lärm und Erschütterungen während der Bauphase be­

zogenen Hilfsanträge 11 bis 15 der Kläger waren als unbegründet abzulehnen. 

Die mit dem Hilfsantrag 11 eingeforderte Prognose der im Verlauf der Bauarbei­

ten zu erwartenden Immissionen ist bereits Gegenstand des Planfeststellungs­

beschlusses. Nach Ziffer A.5.2.1 Nr. 4 des Planfeststellungsbeschlusses ist zum 

Schutz vor baubedingten Lärmimmissionen insoweit bestimmt, dass der Vorha­

benträger quartalsweise für die jeweils anstehenden Bauarbeiten auf der Grund­

lage der geplanten Bauabläufe und Maschineneinsätze eine schalltechnische 

Prognose für den Baulärm zu erstellen hat (PFB, S. 24). 

99 Der mit dem Hilfsantrag 12 geforderten Verpflichtung eines öffentlich bestellten 

und vereidigten Sachverständigen für den Bereich Lärm bedarf es nicht. Nach 

Ziffer A.5.2.1 Nr. 6 des Planfeststellungsbeschlusses (S. 25) ist die Vorhabenträ­

gerin - entsprechend einer von ihr gegebenen Zusage - verpflichtet, einen be­

kannt gegebenen Sachverständigen oder einen öffentlich bestellten und verei­

digten Sachverständigen für Immissionsschutz als Baulärmbeauftragten einzu­

setzen. 
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100 Auch die mit dem Hilfsantrag 13 begehrten Maßgaben hinsichtlich nächtlicher 

Bauarbeiten sind nicht geboten. I nsoweit bestimmt der Planfeststellungsbe­

schluss (S. 23) in Ziffer A.5.2.1Nr. 1, dass die Vorhabenträgerin bei der Bau­

durchführung dafür Sorge zu tragen hat, dass Bauarbeiten in der Nähe von 

schutzwürdiger Bebauung von 22.00 bis 6.oo Uhr sowie an Sonn- und Feierta­

gen auf das unumgänglich notwendige Mindestmaß beschränkt werden. Unab­

hängig hiervon ist zudem stets die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 

Schutz gegen Baulärm vom 19. August 1970 (A VV Baulärm) zu beachten. Eines 

Genehmigungsvorbehalts für nächtliche Bauarbeiten zur Wahrung von Lärm­

schutzbelangen bedarf es hiernach nicht. Etwaige, von den Klägern vorgetra­

gene Defizite bei der Beachtung von Festsetzungen des Planfeststellungsbe­

schlusses oder der Vorgaben der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 

Schutz gegen Baulärm bei der Baudurchführung sind im Übrigen eine Frage des 

Vollzugs und können die Rechtmäßigkeit des Planfeststellungsbeschlusses nicht 

in Zweifel ziehen. 

101 Hinsichtlich des Schutzes vor bau bedingten Erschütterungen erscheinen die ge­

troffenen Vorkehrungen ebenfalls als hinreichend. Der Planfeststellungsbe­

schluss (S. 26) gibt der Beigeladenen in Ziffer A.5.2.2 auf, im Bereich vorhande­

ner Bebauung nach dem Stand der Technik möglichst erschütterungsarme Bau­

verfahren anzuwenden sowie durch nach dem Stand der Technik geeignete 

Schutzmaßnahmen etwaigen Schäden an der Bebauung vorzubeugen. Erschüt­

terungsintensivere Arbeiten sind im Bereich von Wohnbebauung nach Möglich­

keit in den Tagstunden durchzuführen. Über die Durchführung von erschütte­

rungsintensiven Arbeiten und deren Dauer hat die Vorhabenträgerin die An­

wohner in dem jeweils betroffenen Bereich zudem rechtzeitig vor Beginn der Ar­

beiten in geeigneter Weise zu informieren. Zum Schutz von Menschen in Gebäu­

den hat die Vorhabenträgerin dafür Sorge zu tragen, dass bei Erschütterungs­

einwirkungen während der Bauarbeiten die jeweiligen Anhaltswerte der DIN 

4150 Teil 2 eingehalten werden. Hinsichtlich der Einwirkungen von Erschütte­

rungen auf bauliche Anlagen während der Baudurchführung hat die Vorhaben­

trägerin dafür zu sorgen, dass die Anhaltswerte der DIN 4150 Teil 3 gewahrt 

bleiben. Darüber hinaus hat sich die Beigeladene gegenüber der Planfeststel­

lungsbehörde verpflichtet, an Gebäuden in der Nähe der Bahnbaustelle Beweis-
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sicherungsverfahren sowie bei erschütterungsintensiven Arbeiten baubeglei­

tende Erschütterungsmessungen durchzuführen (vgl. PFB, S. 26 f.). Dieses 

mehrgliedrige Schutzregime für die Bauphase wahrt die Belange der Kläger hin­

reichend. Den mit den Hilfsanträgen 14 und 15 beantragten (weiteren) Vorkeh­

rungen zum bauzeitlichen Erschütterungsschutz bedarf es hiernach nicht. 

102 8. Der Planfeststellungsbeschluss leidet an keinen Mängeln der fachplaneri­

schen Abwägung. 

103 Das fachplanungsrechtliche Abwägungsgebot verlangt, dass - erstens - eine Ab­

wägung überhaupt stattfindet, - zweitens - in die Abwägung an Belangen einge­

stellt wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss, und - drit­

tens - weder die Bedeutung der betroffenen öffentlichen und privaten Belange 

verkannt noch der Ausgleich zwischen ihnen in einer Weise vorgenommen wird, 

die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht. In­

nerhalb des so gezogenen Rahmens wird das Abwägungsgebot nicht verletzt, 

wenn sich die zur Planung ermächtigte Stelle in der Kollision zwischen verschie­

denen Belangen für die Bevorzugung des einen und damit notwendig für die Zu­

rückstellung eines anderen entscheidet. Die darin liegende Gewichtung der von 

der Planung berührten öffentlichen und privaten Belange ist ein wesentliches 

Element der planerischen Gestaltungsfreiheit und als solches der verwaltungs­

gerichtlichen Kontrolle entzogen. Diese beschränkt sich im Rahmen des Abwä­

gungsgebots daher auf die Frage, ob die Verwaltungsbehörde die abwägungser­

heblichen Gesichtspunkte rechtlich und tatsächlich zutreffend bestimmt hat 

und ob sie - auf der Grundlage des derart zutreffend ermittelten Abwägungsma­

terials - die aufgezeigten Grenzen der ihr obliegenden Gewichtung eingehalten 

hat (stRspr, vgl. nur BVerwG, Urteil vom 15. Dezember 2016 - 4 A 4.15 -

BVerwGE 157, 73 Rn. 23 f. m.w.N.). 

104 a) Ein Abwägungsausfall wegen des Unterlassens einer Alternativenprüfung 

liegt nicht vor. Zwar können die Kläger zu Recht darauf verweisen, dass der 

Planfeststellungsbeschluss hinsichtlich der Reichweite der Bindungswirkung 

der gesetzlichen Bedarfsfeststellung (§ 1 Abs. 2 BSWAG) unzutreffende rechtli­

che Annahmen zugrunde legt. Dies führt jedoch zu keinem Abwägungsausfall, 
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weil die Planfeststellungsbehörde jedenfalls hilfsweise eine Alternativenprüfung 

durchgeführt hat. 

105 Der Planfeststellungsbeschluss (S. 96 f.) geht, im Anschluss an eine Formulie­

rung des Bundesverwaltungsgerichts, wonach mit der Festschreibung eines Vor­

habens im gesetzlichen Bedarfsplan als Ausbaustrecke nur eine Streckenalter­

native in Betracht kommt, die als Ausbau der vorhandenen Strecke angesehen 

werden kann (BVerwG, Beschluss vom 2. August 1994 - 7 VR 3.94 - NVwZ 1994, 

1000 <1001> = juris Rn. 19, davon aus, dass wegen der Listung der Bahnstrecke 

"Oldenburg- Wilhelmshaven/Langwedel - Uelzen" als Ausbaustrecke ("ABS") 

im Bedarfsplan (Abschnitt 1 lfd. Nr. 28 der Anlage zu§ 1 BSWAG), die den von 

der Planfeststellung betroffenen Streckenabschnitt umfasst, eine großräumige 

Umfahrung von Oldenburg schon deswegen nicht in Betracht komme, weil ein 

solches Projekt keinen Streckenausbau mehr darstelle und mithin der gesetzli­

chen Vorgabe zuwiderlaufe. Diese Auffassung geht fehl. 

106 Unabhängig davon, dass es im Einzelfall ohnehin nicht immer einfach sein wird, 

Streckenneubau und Streckenausbau voneinander abzugrenzen, fordert das 

fach planerische Abwägungsgebot bei der Planfeststellung eines im Bedarfsplan 

als Ausbauvorhaben ausgewiesenen Vorhabens auch solche planerischen Alter­

nativen in die Prüfung einzubeziehen, die als Streckenneubau zu qualifizieren 

wären. Die Ausweisung einer Strecke als Ausbaustrecke ("ABS") im Bedarfsplan 

rechtfertigt keine Verkürzung der Alternativenprüfung. Derartige Rechtswir­

kungen ergeben sich aus einer solchen Festsetzung im Bedarfsplan nicht. Mit 

den Festsetzungen des Bedarfsplans wird gemäß§ 1 Abs. 2 BSWAG der verkehr­

liche Bedarf für die bezeichneten Verbindungen für ein nachfolgendes Planfest­

stellungsverfahren verbindlich festgestellt (vgl. auch BT-Drs. 18/9524 S. 22). 

Mithin hat der Gesetzgeber darüber entschieden, ob ein als Neubau- oder als 

Ausbauvorhaben beschriebenes Projekt planerisch weiter zu verfolgen ist (vgl. 

BT-Drs. 15/1656 S. 12). Im Rahmen der Planfeststellung hat dies - stellt sich die 

gesetzliche Bedarfsfeststellung nicht im Ausnahmefall als evident unsachlich 

dar (vgl. hierzu etwa BVerwG, Urteil vom 6. November 2013 - 9 A 14.12 -

BVerwGE 148, 373 Rn. 25 m.w.N.) - zur Konsequenz, dass die Planrechtferti­

gung für ein entsprechendes Neubau- bzw. Ausbauvorhaben gegeben ist. Dem-
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gegenüber kann der Bedarfsplan Entscheidungen auf den der Generalplanungs­

ebene nachfolgenden Planungsstufen -namentlich der Planfeststellung durch 

die zuständige Planfeststellungsbehörde -darüber, wie ein Projekt konkret rea­

lisiert werden soll, nicht vorwegnehmen (vgl. BT-Drs. 15/1656 S. 12 f.). Der Pla­

nungsträger ist durch den Bedarfsplan deshalb nicht gehindert, statt des Aus­

baus einer Bestandsstrecke eine Neubaustrecke als Trassenalternative zu erwä­

gen (so zum Fernstraßenbau BVerwG, Beschluss vom 5. November 2002 - 9 VR 

14.02 - Buchholz 407-4 § 17 FStrG Nr. 171S. 134 m.w.N.). Auch kann eine unter 

verkehrlichen Gesichtspunkten optimale oder vorzugswürdige Trasse an entge­

genstehenden öffentlichen Belangen, etwa solchen des Naturschutzes, oder ent­

gegenstehenden privaten Belangen, etwa wesentlich schwerwiegenderen Ein­

griffen in privates Eigentum, scheitern (vgl. BVerwG, Urteil vom 8. Juni 1995 

-4 C 4.94- BVerwGE 98, 339 <346 f.> ). In diesem Sinne führt auch das Bun­

desverfassungsgericht aus, dass die Festlegungen im Bedarfsplan von der fach­

gerichtlichen Rechtsprechung zu Recht nicht auch für die konkrete Linienbe­

stimmung und Trassierung oder für die Abwägung als verbindlich angesehen 

werden (vgl. -zu einer Eisenbahn-Ausbaustrecke -BVerfG, Kammerbeschlüsse 

vom 19. Juli 1995 -2 BvR 2397/94 - NVwZ 1996, 261 m.w.N. und -zu einer Ei­

senbahn-Neubaustrecke -vom 8. Juni 1998 -1BvR 650/97 -NVwZ 1998, 

1060). 

107 b) Nach allem besteht hinsichtlich der Gebotenheit einer fachplanerischen Al­

ternativenprüfung kein unionsrechtlicher Klärungsbedarf. Der angeregten Vor­

lage an den Gerichtshof der Europäischen Union nach Art. 267 AEUV bedarf es 

deshalb nicht. Es ist zum einen nicht ersichtlich, dass die von den Klägern der 

Sache nach bezeichnete Vorschrift des Art. 10 Abs. 2 Buchst. b der Verordnung 

(EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. De­

zember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines transeuropäischen 

Verkehrsnetzes (ABI. L 348 S. 1) dem Ausbau eines durch - wie hier - dicht be­

siedelte Wohngebiete führenden Schienenverkehrsweges entgegenstehen 

könnte. Die Vorschrift regelt lediglich, dass im Rahmen des angestrebten (wei­

teren) Aufbaus eines transeuropäischen Verkehrsnetzes Maßnahmen besondere 

Beachtung finden sollten, die für die Verringerung der Belastung städtischer Ge­

biete durch die negativen Auswirkungen des Schienen-und Straßen-Durch­

gangsverkehrs erforderlich sind. Planerische Beschränkungen für den Ausbau 
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innerstädtischer Trassenführungen ergeben sich hieraus nicht. Zum anderen le­

gen die Kläger den hinsichtlich der genannten Verordnung weiter angeregten 

Fragen die - wie soeben dargelegt - unzutreffende Annahme zugrunde, die Lis­

tung des planfestgestellten Vorhabens als Ausbaustrecke ("ABS") im Bedarfs­

plan führe dazu, dass im Rahmen der fach planerischen Abwägung auf eine Al­

ternativenprüfung verzichtet werden dürfte oder müsste. Auch mit Blick auf die 

Vorlageanregung zu Art. 2 ff. und 11 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäi­

schen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltver­

träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 

- UVP-RL-(ABl. L 26 S. 1) gehen die Kläger von dieser unzutreffenden Prä­

misse aus. Aus dem gleichen Grund bedarf es zur Frage der Verfassungsmäßig­

keit einer Beschränkung der fachplanerischen Alternativenprüfung entgegen 

der Vorlageanregung 1(Unterpunkt 1) auch keiner Vorlage nach Art. 100 Abs. 1 

Satz 1 GG an das Bundesverfassungsgericht. 

108 c) Die von der Planfeststellungsbehörde hilfsweise durchgeführte fachplaneri­

sche Alternativenprüfung weist keine Mängel auf. 

109 aa) Die Planfeststellungsbehörde durfte ihrer Trassenwahl den im Planfeststel­

lungsabschnitt vorzufindenden Ausbauzustand der Strecke als rechtmäßig zu­

grunde legen, ohne dass zum Beleg hierfür Zulassungsdokumente zum histori­

schen oder derzeitigen Bauzustand und Betrieb vorgelegt werden mussten. Ver­

nünftige Zweifel an der Zulässigkeit dieses Betriebs bestehen - ungeachtet der 

Nichtverfügbarkeit diesbezüglicher (historischer) Unterlagen - nicht. Der Schie­

nenweg wurde bereits in den 186oer Jahren - also vor etwa 160 Jahren - errich­

tet und dient seitdem ununterbrochen dem Bahnverkehr. 

110 bb) Die von der Planfeststellungsbehörde der Alternativenprüfung und der übri­

gen Abwägungsentscheidung zugrunde gelegte Verkehrsprognose 2030 ist nicht 

zu beanstanden. 
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111 Nach ständiger Rechtsprechung unterliegen Verkehrsprognosen nur einge­

schränkter gerichtlicher Kontrolle. Eine Prognose ist dann nicht zu beanstan­

den, wenn sie nach einer geeigneten Methode durchgeführt wurde, der ihr zu­

grund�liegende Sachverhalt zutreffend ermittelt und das Ergebnis einleuchtend 

begründet ist (stRspr, vgl. nur BVerwG, Beschluss vom 17. Dezember 2019 - 4 B 

53.17 - juris Rn. 36 m.w.N.). Diesen Maßgaben wird die hier zugrunde gelegte 

Verkehrsprognose 2030, die im Rahmen der Arbeiten zur Bundesverkehrswege­

planung im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra­

struktur erstellt wurde, gerecht. 

112 (1) Der gewählte Prognosehorizont 2030 ist in methodischer Sicht nicht zu be­

mängeln. Für die Prognose der Verkehrsentwicklung gibt der Gesetzgeber kei­

nen festen Zeitrahmen vor. Als Prognosehorizont üblich und nicht zu beanstan­

den ist ein Zeitraum von (mindestens) zehn Jahren ab der Planfeststellung, der 

hinsichtlich der Verkehrsprognose 2030 gewahrt ist. Auf den Zeitpunkt der In­

betriebnahme ist - entgegen der Auffassung der Kläger - nicht abzustellen (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2017- 3A 1.16 - Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 77 

Rn. 87 m.w.N.). Die lediglich noch hinsichtlich der Bewältigung des Schienen­

verkehrslärms zugrunde zu legende Verkehrsprognose 2025, die von einer deut­

lich stärkeren Verkehrssteigerung ausgegangen ist, unterschreitet den üblichen 

Prognosehorizont. Aus der weiteren Heranziehung dieser Prognose lediglich als 

Grundlage des planfestgestellten Schallschutzkonzepts entsprechend der gesetz­

lichen Vorgabe des § 18g Satz 2 AEG ergeben sich jedoch keine belastenden 

Auswirkungen. Die Heranziehung führt vielmehr zu einem höheren Niveau des 

Schallschutzes, als dies bei einer Zugrundelegung der niedrigeren Verkehrs­

prognose 2030 der Fall sein würde. 

113 (2) Soweit die Kläger mit Blick auf eine diesbezügliche E-Mail-Nachricht zwi­

schen Beigeladener und Beklagter vom 13. November 2018 wiederholt den Vor­

wurf erheben, es handele sich bei der Verkehrsprognose 2030 lediglich um eine 

bereits als solche defizitäre "E-Mail-Prognose", geht dies schon insoweit fehl, als 

die genannte elektronische Nachricht lediglich eine Erläuterung der Verkehrs­

prognose 2030 enthält, die ihrerseits aus den Prognosedaten der im Auftrag des 

Bundesministeriums für Verkehr erstellten Bundesverkehrswegeplanung abge­

leitet worden ist. Ausweislich des Planfeststellungsbeschlusses (S. 79) teilte die 
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Beigeladene die aktualisierten Prognosezahlen der Beklagten mit Schreiben vom 

24. August 2018 mit und legte sie mit Schreiben vom 25. April 2019 (dem Plan­

feststellungsantrag als Anlage 20 beigefügt) näher dar. Das letztgenannte Erläu­

terungsschreiben zitiert die E-Mail-Nachricht vom 13. November 2018, die der 

Planfeststellung nicht als Unterlage zugrunde gelegt worden ist. 

114 (3) Der der Verkehrsprognose 2030 zugrundeliegende Sachverhalt wurde zu­

treffend und ohne methodische Mängel ermittelt. Dies gilt insbesondere hin­

sichtlich der für die Entwicklung des Schienengüterverkehrs vom und zum See­

hafen Wilhelmshaven maßgeblichen Seeverkehrsprognose und die für den Gü­

terumschlag in Wilhelmshaven getroffenen Annahmen. Hierbei wurde nach den 

nachvollziehbaren Erläuterungen des Gutachters der Beigeladenen in der 

mündlichen Verhandlung methodisch besonders berücksichtigt, dass mit dem 

im Jahr 2012 in Betrieb genommenen "Jade-Weser-Port" eine neue Verkehrs­

quelle eröffnet worden ist. Insoweit wurden alle relevanten deutschen Häfen 

- einschließlich der Binnenhäfen - in die Seeverkehrsprognose einbezogen und 

auch Verlagerungen bestehender Verkehre ermittelt. 

115 Die für den Seehafen Wilhelmshaven von dem Gutachterbüro TRIMODE GmbH 

angenommenen Umschlagsmengen erscheinen nicht als zu niedrig. Der Gutach­

ter der Beigeladenen erläutert nachvollziehbar, dass sich die von weiteren Gut­

achtern selbstständig prognostizierte Gesamtentwicklung des Seehafenum­

schlags in Wilhelmshaven als plausibel oder sogar als leicht optimistisch er­

weist. Die generelle Entwicklung im Containerverkehr der deutschen Häfen ver­

läuft insgesamt niedriger als erwartet (vgl. Schreiben TRIMODE GmbH vom 

2. Dezember 2019, S. 10). Zudem ist - ungeachtet einer überdurchschnittlichen 

Wirtschaftsentwicklung in Deutschland insgesamt - der Seeverkehrsumschlag 

speziell in Wilhelmshaven zurückgegangen (vgl. Schreiben TRIMODE GmbH 

vom 2. Dezember 2019, S. 13). 

116 Die von der Klägerin hinsichtlich der zu erwartenden Umschlagsmengen vorge­

legte Untersuchung des Instituts für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISL) 

aus dem Jahr 2016, wonach der Hafenumschlag bis 2030 auf 83 Mio. t 

(TRIMODE GmbH: 47,6 Mio. t) und die Transportmenge per Bahn auf ca. 

7A Mio. t (TRIMODE GmbH: ca. 4,2 Mio. t) ansteigen werde, spricht insoweit 
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lediglich von Umschlagspotenzialen und hält selbst fest, dass es sich bei der Un­

tersuchung um eine insgesamt optimistische Herangehensweise handele und 

ein Risiko bestehe, dass sich eingerechnete Potenziale nicht vollständig parallel 

verwirklichen ließen (vgl. ISL, Perspektivpapier Hafen Wilhelmshaven, Manage­

ment Summary, Juli 2016, S. 7). Zudem weist der Gutachter der Beigeladenen 

zu Recht darauf hin, dass einer der Hafenentwicklung dienende Perspektivein­

schätzung notwendigerweise die Objektivität einer gesamtdeutschen Prognose 

fehle, auf der die Verkehrsprognose 2030 basiere (vgl. Schreiben TRIMODE 

GmbH vom 2. Dezember 2019, S. 14 f.). 

117 Hinsichtlich der im Rahmen der Verkehrsverflechtungsprognose angenomme­

nen negativen Bevölkerungsentwicklung verweist die TRIMODE GmbH darauf, 

dass aktuelle Prognosen der Europäischen Union ebenfalls von einem Rückgang 

der Bevölkerungszahl in Deutschland von aktuell 83 Mio. auf ca. 80 Mio. ausge­

hen. Die der Verkehrsprognose zugrunde gelegten im Bundesverkehrswegeplan 

angenommenen ca. 78 Mio. Einwohner lägen zwar etwa 3 % darunter. Selbst bei 

einer Annahme von 84,9 Mio. Einwohnern (Maximalfall) würde jedoch die Wir­

kung hinsichtlich des zusätzlichen Gesamtverkehrsaufkommens vernachlässig­

bar gering sein. Veränderte Einwohnerzahlen wirkten sich im Wirtschaftsver­

kehr gegenüber dem Personenverkehr geringfügiger aus, was aus der Verkehrs­

verflechtungsprognose entnommen werden könne (vgl. Schreiben TRIMODE 

GmbH vom 2. Dezember 2019, S. 14). Auch diese Erläuterungen sind für den 

Senat nachvollziehbar. 

118 Soweit die Kläger meinen, es könne nicht unterstellt werden, dass die für 2030 

prognostizierte Güterverkehrsmenge im Durchschnitt die gleiche Anzahl von 

Güterzügen benötige wie die 2025 prognostizierte Menge, geht diese Kritik ins 

Leere. Der Gutachter der Beigeladenen hat in der mündlichen Verhandlung in­

soweit nachvollziehbar erläutert, dass die Zugzahlen (39 Güterverkehrszüge täg­

lich) im Rahmen eines komplexen, seit Jahrzehnten im Rahmen der Bundesver­

kehrswegeplanung eingesetzten Modellierungs- und Umlegungsprozesses er­

mittelt worden sind, der unter anderem Beladungsstrukturen nach Gütergrup­

pen und Produktionssystemen sowie infrastrukturelle Restriktionen berücksich­

tigt. Ergänzend finde zudem eine Abstimmung mit den Verladern und Zugope­

rateuren im Schienengüterverkehr statt (vgl. Schreiben TRIMODE GmbH vom 
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2. Dezember 2019, S. 6 ff.). In der Folge wurden in den Verkehrsprognosen 

2025 bzw. 2030 auch unterschiedliche Beladungsmengen pro Güterzug ange­

nommen (namentlich 360 Netto-Tonnen in der Verkehrsprognose 2025 und ca. 

470 Netto-Tonnen in der Verkehrsprognose 2030; ygl. Schreiben TRIMODE 

GmbH vom 2. Dezember 2019, S. 13). 

119 Der Gutachter der Beigeladenen vermochte in der mündlichen Verhandlung 

auch nachvollziehbar darzulegen, dass Lokleerfahrten und sonstige Fahrten im 

Planfeststellungsabschnitt (etwa zum Streckenunterhalt) bei der Verkehrsprog­

nose 2030 als Grundlast Berücksichtigung gefunden haben. Auf den Einwand 

der Kläger, verstärkte politische Bemühungen um den Klimaschutz ließen eine 

Zunahme des Bahnverkehrs erwarten, hat der Gutachter der Beigeladenen 

nachvollziehbar erläutert, dass es nicht der methodisch korrekten Herangehens­

weise bei der Erstellung einer Verkehrsprognose entspricht, programmatische 

politische Zielsetzungen zu berücksichtigen. 

120 (4) Hinsichtlich des im Prognosefall 2030 zu erwartenden Personenzugverkehrs 

hat die Beigeladene im gerichtlichen Verfahren mitgeteilt, dass sich aus der im 

Laufe des Jahres 2018 fortgeschriebenen Zugzahlengrundlage für den Schienen­

personennahverkehr ergibt, dass (seit dem 1. November 2018) statt 48 täglichen 

Personenzügen nach der Verkehrsprognose 2030 nunmehr 56 Personenzüge 

angenommen werden. Diese von der Verkehrsprognose 2030 abweichende An­

nahme fußt auf der zuletzt entsprechend erhöhten Bestellung des Landes Nie­

dersachsen für den Schienenpersonennahverkehr. Es kann offenbleiben, ob die 

Planfeststellungsbehörde verpflichtet gewesen wäre, auch diese in der Verkehrs­

prognose 2030 noch nicht abgebildete Zugzahlengrundlage für den Schienen­

personennahverkehr zu berücksichtigen. Nach der Rechtsprechung des Bundes­

verwaltungsgerichts besteht keine laufende Anpassungspflicht der Planfeststel­

lungsbehörde an neue Prognosen (BVerwG, Urteile vom 9. Juni 2010 - 9 A 

20.08 - Buchholz 407-4 § 17 FStrG Nr. 208 Rn. 74 und vom 30. Mai 2012 - 9 A 

35.10 - Buchholz 407-4 § 17 FStrG Nr. 225 Rn. 25). Dies gilt jedenfalls so lange, 

wie die der Planfeststellung zugrunde gelegte Datenbasis nicht offensichtlich 

durch neuere Erkenntnisse überholt ist. Ein Vorhabenträger und die Planfest­

stellungsbehörde sind nicht verpflichtet, selbst laufend die Datenbasis "unter 
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Kontrolle zu halten" (vgl. BVerwG, Urteil vom 9. Juni 2010 - 9 A 20.08 - Buch­

holz 407-4 § 17 FStrG Nr. 208 Rn. 77). Ob die Datenbasis der Verkehrsprognose 

2030 hinsichtlich des Personenzugverkehrs vorliegend offensichtlich durch 

neuere Erkenntnisse überholt gewesen ist und insoweit ausnahmsweise eine 

Anpassungspflicht bestanden hätte, bedarf jedoch keiner Entscheidung. Wie im 

jeweiligen Sachzusammenhang dargelegt wird, wirkt sich die Zugrundelegung 

der höheren Personenzugzahl nicht auf das Ergebnis der Planfeststellung aus. 

121 Für eine von den Klägern behauptete (noch) weit höhere Personenzugzahl im 

Prognosefall 2030 fehlt es an tatsächlichen Anhaltspunkten. Insbesondere kann 

insoweit nicht der Zielfahrplan "Deutschlandtakt" des Bundesministeriums für 

Verkehr und digitale Infrastruktur zugrunde gelegt werden. Der angestrebte 

"Deutschlandtakt" setzt auf den Infrastrukturmaßnahmen des Bundesverkehrs­

wegeplans 2030 auf, stellt jedoch keine Prognose, sondern lediglich eine "kon­

krete Angebotsvision" dar, deren Umsetzung von zahlreichen Faktoren abhängt. 

Zudem gelten die Zielannahmen des "Deutschlandtakts" erst für die Jahre ab 

2030, so dass für den hier zugrunde gelegten Prognosehorizont bis zum Jahr 

2030 aus diesen Unterlagen auch insoweit keine maßgeblichen Ableitungen ge­

troffen werden können. Der "Deutschlandtakt" bildet nur ein Grundgerüst für 

den wirtschaftlichen Ausbau sowie eine optimale Nutzung der Schieneninfra­

struktur; der Zielfahrplan beinhaltet hierbei nur Mustertrassen (vgl. 

BT-Drs. 19/11254 S. 3). Auch trifft der "Deutschlandtakt" keine Festlegungen 

zur Finanzierung der zu seiner Umsetzung erforderlichen Infrastruktur und legt 

kein rechtlich verbindliches Bedienangebot fest (vgl. Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur, Zielfahrplan Deutschlandtakt - Informatio­

nen zum dritten Gutachterentwurf, 30. Juni 2020, S. 4 f.). 

122 Aus der Zahl der Personenzüge im Fahrplanjahr 2020 (55 Personenzüge) bzw. 

der Zahl der von der Stadt Oldenburg aktuell gezählten Personenzüge (nach de­

ren Angaben in der mündlichen Verhandlung 56) ergeben sich keine Anhalts­

punkte für eine weit höhere Zahl von Personenzügen im Prognosefall 2030. Von 

einer zukünftigen Steigerung der Zugzahlen kann nicht ohne Weiteres ausge­

gangen werden. Die Beigeladene kann insoweit vielmehr auf die weitgehende 

Stabilität der Zugzahlen in den letzten Fahrplanjahren verweisen. 
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123 cc) Die Planfeststellungsbehörde hat die von den Klägern bevorzugte Umge­

hungsvariante ohne Rechtsverstoß bereits im Rahmen einer Grobprüfung aus­

geschieden. 

124 (1) Bei der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials müssen einerseits alle 

ernsthaft in Betracht kommenden Alternativlösungen berücksichtigt und mit 

der ihnen zukommenden Bedeutung in die vergleichende Prüfung der jeweils 

berührten öffentlichen und privaten Belange eingestellt werden. Eine Planfest­

stellungsbehörde handelt andererseits nicht schon dann abwägungsfehlerhaft, 

wenn eine von ihr verworfene Alternative ebenfalls mit guten Gründen vertret­

bar gewesen wäre. Vielmehr sind die Grenzen der planerischen Gestaltungsfrei­

heit erst dann überschritten, wenn sich eine andere als die gewählte Lösung un­

ter Berücksichtigung aller abwägungserheblichen Belange eindeutig als die bes­

sere, weil öffentliche und private Belange insgesamt schonendere, hätte auf­

drängen müssen oder wenn der Planfeststellungsbehörde in Folge einer fehler­

haften Ermittlung, Bewertung oder Gewichtung einzelner Belange ein rechtser­

heblicher Fehler unterlaufen ist. 

125 Die Planfeststellungsbehörde ist dabei nicht verpflichtet, die Variantenprüfung 

bis zuletzt offenzuhalten und alle von ihr zu einem bestimmten Zeitpunkt erwo­

genen oder von dritter Seite vorgeschlagenen Alternativen gleichermaßen de­

tailliert und umfassend zu untersuchen. Sie braucht den Sachverhalt nur so weit 

zu klären, wie dies für eine sachgerechte Entscheidung und eine zweckmäßige 

Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist; Alternativen, die ihr aufgrund einer 

Grobanalyse als weniger geeignet erscheinen, darf sie schon in einem frühen 

Verfahrensstadium ausscheiden. Ergibt sich dagegen nicht bereits bei einer 

Grobanalyse des Abwägungsmaterials die Vorzugswürdigkeit einer Trasse, so 

muss die Behörde die dann noch ernsthaft in Betracht kommenden Trassenal­

ternativen im weiteren Planungsveifahren detaillierter untersuchen und verglei­

chen (stRspr, vgl. nur BVerwG, Urteil vom 2. Juli 2020 - 9 A 19.19 - juris Rn. 75 

m.w.N.). Die ausweislich der Festsetzungen im Bedarfsplan erkennbare Be­

daifsstruktur ist bei der Trassenwahl als gesetzgeberische Wertung in der plane­

rischen Abwägung zu berücksichtigen (vgl. - zum Fernstraßenbau - BVerwG, Be­

schluss vom 5. November 2002 - 9 VR 14.02 - Buchholz 407-4 § 17 FStrG Nr. 171 

S. 134). Diesen Maßgaben wird die durchgeführte Alternativenprüfung gerecht. 
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126 (2) Die Alternativenprüfung durch die Planfeststellungsbehörde knüpft in zuläs­

siger Weise an die Variantenuntersuchung der Vorhabenträgerin an (vgl. insbe­

sondere Erläuterungsbericht, S. 32 ff. sowie technische Stellungnahme vom 

11. Oktober 2018, PFA, Anlage 19) und bezieht, neben der Ostumfahrung des 

Stadtgebietes von Oldenburg, eine Reihe weiterer denkbarer Planungsvarianten 

- wie eine westliche Umfahrung oder eine Tunnellösung - mit ein. Die Ergeb­

nisse dieser Prüfung werden im Planfeststellungsbeschluss (S. 97 ff.) auch nach­

vollziehbar dargestellt. 

127 Die Planfeststellungsbehörde durfte zur Begründung für das Ausscheiden insbe­

sondere einer Ostumfahrung des Stadtgebietes von Oldenburg entscheidungs­

tragend darauf abstellen, dass der hierfür erforderliche Trassenneubau mit un­

verhältnismäßig starken und erstmaligen Eingriffen sowohl in privates, nach 

Art. 14 GG verfassungsrechtlich geschütztes Eigentum als auch in Natur und 

Landschaft verbunden wäre, wohingegen der planfestgestellte Ausbau der Be­

standsstrecke auf eine bereits langjährig eisenbahngeprägte Umgebung trifft 

(vgl. PFB, S. 100). Vor diesem Hintergrund durfte - auch wenn es nicht ferngele­

gen hätte, eine konkrete Kostenschätzung vorzunehmen - die Frage der Mehr­

kosten einer Ostumfahrung gegenüber der planfestgestellten Variante offenge­

lassen werden. Dessen ungeachtet stellen auch die Kläger nicht grundlegend in 

Abrede, dass der für eine Umfahrung erforderliche Neubau mit höheren Kosten 

verbunden sein dürfte als der planfestgestellte Ausbau der Bestandsstrecke. 

128 Zur Quantifizierung der zu erwartenden Eingriffe in Eigentum sowie in Natur 

und Landschaft im Zuge der Errichtung einer Ostumfahrung beziffert die Beige­

ladene den Flächenbedarf auf 35 ha, ohne hierbei erforderliche weitere Flächen 

für naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen zu berücksichtigen. Zu­

dem würde die Umfahrungstrasse fast auf gesamter Länge die Landschafts­

schutzgebiete "Kulturlandschaft Wahnbäke" und "Oldenburg-Rasteder Geest­

rand" neu durchschneiden (vgl. Erläuterungsbericht, S. 36 f.) sowie das FFH­

Gebiet "Mittlere und Untere Hunte" queren. 
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129 Das hohe Eingriffspotenzial einer Ostumfahrung und die Wertigkeit der von ei­

ner solchen Umfahrungstrasse betroffenen Naturräume zeigt sich auch ausweis­

lich des Landschaftsrahmenplans der Stadt Oldenburg vom November 2016 

(S. 631), der darlegt, dass die Trasse mit einem erheblichen Eingriff in das 

Landschaftsschutzgebiet "Oldenburg-Rasteder Geestrand" verbunden wäre, 

dass Bereiche betroffen sein würden, die die Voraussetzungen zur Ausweisung 

als Naturschutzgebiet erfüllten (Donnerschweer Wiesen, Blankenburger Holz) 

und dass wertvolle Biotope und Gehölzbestände verlorengingen. Die Beigela­

dene erachtet zudem die Entstehung artenschutzrechtlicher Konflikte für sehr 

wahrscheinlich (vgl. technische Stellungnahme vom 11. Oktober 2018, S. 11, 

PFA, Anlage 19). 

130 . (3) Die Planfeststellungsbehörde hat bei der Variantenprüfung auch die Vorteile 

einer Umfahrung des Stadtgebietes von Oldenburg nicht übersehen. Namentlich 

erkennt der Planfeststellungsbeschluss (S. 99) die auch von den Klägern beson­

ders hervorgehobene Minderung der Schallimmissionen innerhalb des dicht be­

siedelten Stadtgebietes als bedeutendes, wenn auch im Ergebnis nicht durch­

schlagendes Argument zugunsten der Neuerrichtung einer Umgehungstrasse 

an. 

131 Auch weitere Gesichtspunkte, die zugunsten einer Umfahrungstrasse angeführt 

werden können, hat die Planfeststellungsbehörde gewürdigt und sich in zulässi­

ger Weise den Erwägungen der Vorhabenträgerin in deren technischer Stellung­

nahme vom 11. Oktober 2018 angeschlossen. Insbesondere gilt dies für verkehr­

liche Vorteile einer im Zuge einer Ostumfahrung des Stadtgebietes von Olden­

burg zu errichtenden neuen H untebrücke mit der Durchfahrtsmöglichkeit für 

Binnenschiffe ohne Öffnung, geringere Beeinträchtigungen des Straßenverkehrs 

durch den Entfall niveaugleicher Kreuzungen sowie betriebliche Vorteile einer 

Umgehungsstrecke (wie einer Erhöhung der Streckenhöchstgeschwindigkeit). 

Zu erwartenden kürzeren Fahrzeiten im Schienengüterverkehr stünden nach 

plausibler Einschätzung von Beigeladener und Beklagter allerdings nicht uner­

hebliche Nachteile für den Schienenpersonenverkehr, wie eine Fahrzeitenver­

längerung und der Ausschluss etwaiger neuer Haltepunkte an der Bestandsstre­

cke, gegenüber. Die Planfeststellungsbehörde würdigt auch die mögliche Ein­

stellung des Bahnverkehrs auf der Bestandstrasse, die ca. 17 ha Fläche wieder 
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verfügbar machte, und übersieht ebenfalls nicht, dass die Umfahrungstrasse Be­

fürchtungen hinsichtlich von Gefahrguttransporten innerhalb des Stadtgebietes 

begegnete sowie das Stadtgebiet von Oldenburg nicht nur von Lärm, sondern 

auch von Erschütterungen entlastete (vgl. zum Ganzen näher technische Stel­

lungnahme vom 11. Oktober 2018, S. 9 ff., PFA, Anlage 19). 

132 Schließlich würdigt die Planfeststellungsbehörde zugunsten des Ausbauvorha­

bens ohne Rechtsfehler, dass sich nach der maßgeblichen Verkehrsprognose 

2030 - anders als nach der Verkehrsprognose 2025 - der auf der Bestandstrasse 

zu erwartende Schienenverkehr im Rahmen der plangegebenen Vorbelastung 

hält und dass sowohl die Stadtlandschaft Oldenburgs als auch die nachbar­

schaftlichen Verhältnisse im Stadtgebiet von der seit dem 19. Jahrhundert vor­

handenen Bahntrasse vorgeprägt sind (vgl. PFB, S. 99 f.). 

133 Ausgeschlossen werden kann, dass sich unter Berücksichtigung einer nach neu­

eren Prognosegrundlagen höheren Zahl von Personenzügen (56 statt 48 Perso­

nenzüge täglich) am Abwägungsergebnis etwas ändert. Zum einen wird die 

plangegebene Vorbelastung lediglich ganz geringfügig überschritten (95 gegen­

über 94 Zügen). Zum anderen macht die Planfeststellungsbehörde deutlich, 

dass sie auch auf der Grundlage der höheren Verkehrserwartungen der Ver­

kehrsprognose 2025 zu keinem anderen Ergebnis der Variantenuntersuchung 

gelangt wäre (vgl. PFB, S. 99 f.). 

134 In verfahrensmäßiger Hinsicht bedarf es im Rahmen der durchgeführten Grob­

analyse keiner förmlichen Beteiligung mit Bezug auf Gemeinden, die von einer 

bereits auf dieser frühen Stufe ausgeschiedenen alternativen Trassenführung 

betroffen wären. 

135 d) Die Planfeststellungsbehörde hat keine im Rahmen der Planfeststellung zu 

bewältigenden Konflikte übersehen oder unbewältigt gelassen. 

136 Die von den Klägern insoweit benannten Konflikte mussten von der Beklagten 

nicht im Rahmen der verfahrensgegenständlichen Planfeststellung gelöst wer­

den. Namentlich betrifft dies die von längeren Schrankenschließzeiten geprägte 

Verkehrssituation an einer Reihe von Bahnübergängen, die Bewältigung des 
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Schienenverkehrs von und nach Leer, die (technische) Belastbarkeit der Pferde­

marktbrücke und der außerhalb des von der Planfeststellung umfassten Stre­

ckenabschnittes liegenden Huntebrücke sowie die Durchfahrtsituation im 

Hauptbahnhof Oldenburg. 

137 Hinsichtlich der benannten Konflikte gilt, dass sich auf der maßgeblichen 

Grundlage der Verkehrsprognose 2030 im Planfeststellungsabschnitt selbst wie 

auch in angrenzenden Abschnitten des Schienenweges keine vorhaben beding­

ten verkehrlichen Mehrbelastungen gegenüber der plangegebenen Vorbelastung 

ergeben (87 Zugfahrten gegenüber einer plangegebenen Vorbelastung von 94 

Zügen; vgl. hierzu auch PFB, S. 94). Es sind auch keine dem planfestgestellten 

Vorhaben zurechenbaren Konflikte hinsichtlich der Verkehrssituation an Bahn­

übergängen oder mit Blick auf die Belastbarkeit der vorhandenen Eisenbahninf­

rastruktur zu erwarten. Vor diesem Hintergrund besteht keine planungsrechtli­

che Notwendigkeit, die verkehrliche Infrastruktur zu optimieren. Nicht erkenn­

bar ist schließlich, dass - wie von den Klägern vorgetragen - die planfestgestellte 

Streckenertüchtigung Zwangspunkte außerhalb des Planfeststellungsabschnit­

tes, etwa im Bereich des Hauptbahnhofes, setzte. 

138 Bei Zugrundelegung einer nach neueren Prognosegrundlagen höheren Zahl von 

Personenzügen (56 statt 48 Personenzüge täglich) ergibt sich kein anderes Er­

gebnis. Die plangegebene Vorbelastung wird dann lediglich ganz geringfügig 

überschritten (95 gegenüber 94 Zügen). Insbesondere folgen hieraus keine län­

geren Schrankenschließzeiten. Die Beigeladene hat nachvollziehbar dargelegt, 

dass die Schrankenschließzeiten auch unter Berücksichtigung dieser zusätzli­

chen Personenzüge hinter der plangegebenen Vorbelastung zurückbleiben. Aus­

schlaggebend hierfür ist, dass die Schließzeiten bei durchfahrenden Güterzügen, 

deren Zahl nach der Verkehrsprognose 2030 deutlich hinter der plangegebenen 

Vorbelastung zurückbleibt (39 gegenüber 50 Güterzügen), wegen deren meist 

deutlich größerer Zuglänge und deren geringerer Geschwindigkeit länger sind 

als die Schließzeiten bei durchfahrenden Personenzügen. 

139 Die Kostenentscheidung stützt sich auf§ 154 Abs. 1 und §§ 159, 162 Abs. 3 

VwGO. Die gesamtschuldnerische Haftung der Kläger zu 5 und 6 folgt aus§ 159 

Satz 2 VwGO i.V.m. § 100 Abs. 4 ZPO. Bezüglich des Klägers zu 3 beruht die 
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Kostenentscheidung auf§ 161 Abs. 2 Satz 1 VwGO i.V.m. § 100 Abs. 4 ZPO. Es 

entspricht der Billigkeit unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes im 

Zeitpunkt der Teilerledigung, diesem die Kosten bezüglich des erledigten Ver­

fahrensteiles aufzuerlegen. Bei streitiger Entscheidung wäre er aus denselben 

Gründen unterlegen wie die übrigen Kläger. 

Prof. Dr. Korbmacher Dr. Schemmer Dr. Rublack 

Dr. Günther Dr. Löffelbein 

B e s c h l u s s 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 150 ooo C festgesetzt. 

Prof. Dr. Korbmacher Dr. Schemmer Dr. Rublack 

Dr. Günther Dr. Löffelbein 
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